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In d u strie v e rla g e ru n g  und H eim stätten sied lu n g
Aus den  V o rt rä g e n  d e r  T e ch n isch en  T ag u n g  in  L e ip z ig , d u rch g e fü h rt  vom  R e ich sh e im stä tte n a m t d e r  N SD A P  
und d e r  DAF g e m e in sa m  m it d em  L e ip z ig e r  M e sse a m t

Die Bedeutung der Tagung

Seit Gründung der Leipziger Baumesse sind Vorträge 
wie die diesjährigen mit ihr verbunden worden. Die 
Baumessen und die Vortragsveranstaltungen finden zw e i­
mal im Jahre statt. Das wird auch weiterhin so sein. 
Wenn in der Presse —  übrigens nicht in der Baufach­
presse — neuerdings die Frage erörtert worden ist, ob 
die Industrie auf die H e r b s t b a u m e s s e  verzichten 
könnte, so liegen diesen Erörterungen keine Tatsachen 
zugrunde; um so mehr bleibt es bei der jährlich zw e i­
maligen Abhaltung der Messe, als die Aussteller die 
Möglichkeit haben, in der Bauschau das ganze Jahr über 
— ohne besondere Kosten —  ihre Stände für die Be­
sucher der Ausstellung zwischen den Messen offen zu 
halten.

Diese Vortragsveranstaltungen haben von Jah r zu Jahr 
zunehmenden Erfolg gehabt. Besonders zweckm äßig 
erwies sich dabei die Zusam m enarbeit mit anderen m aß­
gebenden Körperschaften. Diesmal ist es das R e i c h s ­
h e i m s t ä t t e n a m t ,  das sich bereit erklärt hat, mit 
dem Meßamt zusammen als Veranstalter der Vorträge 
aufzutreten.

Diesmal sind zwei besonders zeitgem äße G eg en­
stände gewählt worden : die I n d u s t r i e v e r l a g e ­
r u n g  u n d  d i e  H e i m s t ä t t e n s i e d l u n g .  Ich 
bin beauftragt worden, einige kurze Bemerkungen zu 
den beiden Gegenständen zu machen.

Das von der Reichsregierung nach der Machtüber­
nahme auf eine vollkommen neue G rund lage gestellte 
deutsche S i e d l u n g s w e r k  hat in erster Linie zum Ziel, 
unserem im Aufstieg begriffenen Volke den Lebensraum 
für ein gesundes und menschenwürdiges Dasein zu 
sichern. W ir wollen heute nicht nur Arbeitsstätten in G e ­
stalt von Bergwerken, Fabriken oder Krafterzeugungs­
stellen und W ohnungen in der Stadt und auf dem Lande 
bauen, w ir müssen lernen, a lle  diese Teilaufgaben 
einem höheren Zweck unterzuordnen. Denn es gilt, hier­
bei die für Deutschlands Zukunft so entscheidungsvollen 
Forderungen der Rasse, des Bodens, der Ernährung, der 
Arbeit und der W irtschaft zu erfüllen. W ie  Dr. Ludowici 
in seinen Grundsätzen zum deutschen Siedlungswerk be­
merkt, geht es „um die Neubildung deutschen Bauern­
tums, und darüber hinaus um die Neubildung deutschen 
Arbeitertums, und zusammenfassend um die Neubildung 
deutschen Volkstums und um die Schaffung des bäuer­
lichen Menschen". Nur wenn w ir diese großen Zusam ­
menhänge im Auge behalten, können w ir die uns ge-
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stellten besonderen Aufgaben, w ie zum Beispiel die In­
dustrieverlagerung zum Zwecke einer besseren Vertei­
lung der deutschen Bevölkerung im Reiche oder die 
Schaffung von gesunden und einwandfreien W ohnungen 
zur Hebung des Geburtenüberschusses erfüllen.

W ie  A dolf Hitler, so haben auch in der Vergangenheit 
überragende Staatsmänner in dem Aufbau ihres Landes 
nach bevölkerungspolitischen und staatswissenschaftlichen 
Grundsätzen ihre vornehmste Aufgabe erblickt. A ls 
F r i e d r i c h  d e r  G r o ß e  den deutschen Osten für 
Preußen zurückgewann, begnügte er sich nicht damit, die 
G renzen durch den Bau neuer Festungen zu sichern, er 
sorgte vielmehr auch für eine stärkere Besiedlung des 
Landes. Diese Siedlungstätigkeit erreichte im O derbruch 
und in Oberschlesien ihren Höhepunkt. Durch die Ein­
deichung der O der wurde G e lände im Ausm aße einer 
preußischen Provinz dem W asser abgerungen und zu 
fruchtbarem Boden verwandelt, auf dem zahlreiche neue 
Dörfer entstanden. Das bis dahin menschenleere ober­
schlesische W aldgeb iet, dessen Umfang etwa den heu­
tigen Kreis O ppeln einnahm, wurde nicht als rein land­
wirtschaftliches Siedlungsgebiet vorgesehen, sondern auch 
der oberschlesischen Industrie nutzbar gemacht. Der ober­
schlesischen Eisenindustrie fehlte es nämlich dam als an 
Holzkohle. In den an das Industriegebiet angrenzenden 
W äldern  sollten die Sied ler Holz schlagen und zu Holz­
kohle verbrennen. Sie erhielten nur wenig Land, etwa 
12 Morgen Feld, 4 Morgen W iese und 1 Morgen für Hof 
und G arten . Sie konnten also von der Landwirtschaft 
a lle in nicht leben, sondern waren von vornherein darauf 
angewiesen, sich ihren Unterhalt durch W aldarb e it, also 
mittelbar durch die Industrie, zu verdienen. So sorgte 
der große König nicht allein für W ohnung, sondern auch 
für Arbeit und Brot. Es zeigt sich also schon hier der 
heute w ieder aufgenommene G ed anke der Z u s a t z ­
s i e d l u n g .

Ich möchte noch an einen zweiten großen Deutschen 
erinnern, der ebenfalls seherisch in die Zukunft blickte 
und in seinen Vorschlägen von der Mitwelt nicht verstan­
den wurde, an F r i e d r i c h  L i s t .  Auch List trat für die 
Erhaltung des deutschen Bauernstandes durch ein rich­
tiges Verhältnis zwischen großen, mittleren und kleineren 
Gütern ein, und verw arf die ausgedehnte G roßgüterw irt­
schaft. In seiner Abhandlung über die Ackerverfassung, 
die Zwergwirtschaft und die Auswanderung im Jah re  1842 
heißt es:
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„W o  die Großwirtschaft sehr vorherrschend ist, da sollte 
mit der steigenden Kultur dahin gestrebt werden, daß 
ein ansehnlicher Teil der großen Besitzungen, zerschlagen 
in mittlere und kleinere Wirtschaften und in Parzellen , 
verkauft oder in lange Zeitpacht oder in Erbpacht ge 
geben werde. Da der eigene wohlverstandene Vorteil 
der großen Grundbesitzer f ü r  eine solche M aßregel 
spricht, so dürfte die Staatsgewalt da , wo sie von der 
öffentlichen Meinung und der Presse unterstützt ist, dabei 
eben keine unübersteiglichen Schwierigkeiten finden.

Von weittragender Bedeutung waren die Listschen Vor­
schläge für den Ausbau eines deutschen Eisenbahnnetzes 
mit Leipzig als Mittelpunkt. W äre  unser Eisenbahnnetz 
nach staatspolitischen und volkswirtschaftlichen G rund­
sätzen statt in erster Linie nach rein geldlichen Gesichts­
punkten geplant und ausgebaut worden, so wären uns 
die Verstädterung des deutschen Volkes und die damit 
zusammenhängende Industrieanhäufung an wenigen 
Stellen des Reiches mit den daraus sich ergebenden un­
heilvollen Folgen für Staat, Volk und W irtschaft größten­
teils erspart geblieben.

Leider ist im 19. Jahrhundert und insbesondere in der 
zweiten Hälfte und bis zum Kriege, also in der Zeit des 
Hochkapitalismus, auf diesem G eb iete , von wenigen 
Ausnahmen abgesehen, nicht viel geschehen, w ie das ja 
bei den damals herrschenden Anschauungen, bei denen 
stoffliches und geschäftliches Denken durchaus im Vor­
dergrund stand, nicht anders zu erwarten w ar. W e r die 
Aufgabe der inneren Besiedlung in der Ö ffentlichkeit an ­
zupacken versuchte, kam sich vor w ie ein Prediger in 
der W üste. Ich habe im Januar 1913 darüber meh­
rere Aufsätze im „Leipziger Tageblatt" veröffentlicht, 
wobei ich dem dam aligen Zeitgeist entsprechend die 
Aufgabe freilich nur von der wirtschaftlichen Seite aus 
ansah, was sich aus folgenden Sätzen ergibt:

„D ie Ansiedlung industrieller A rbeiter auf Landstellen 
kleinsten Umfangs, etwa von 1 bis 2 Morgen G röße , 
würde in jeder Beziehung eine vorteilhafte w irtschaftliche 
Organisationsform darstellen. Den Vorteil davon hat zu­
nächst die Industrie, da ihr in etwas verkürzter Arbeits­
zeit die höchste Leistungsfähigkeit des Arbeiters zur V er­
fügung steht, der für den Ausfall an Zeitlohn reichlichen 
Ersatz im Ertrage seines Feldes findet; die Nachteile des 
ewigen Wechsels in der Arbeiterschaft vermindert sich, 
die Hebung des sozialen N iveaus der Arbeiter und ihre 
größere Zufriedenheit mit dem ihnen zugefallenen 
Lebenslos kommen mittelbar auch der Arbeit in ihrem 
industriellen Hauptberuf zugute. Da die Industrie infolge 
des Steigens der Grundrente in den großen Städten 
ohnehin gezwungen ist, ihre Betriebe mehr und mehr 
nach außerhalb aufs Land zu verlegen, so wird es v ie l­
fach möglich sein, bei dieser Gelegenheit eine Einrich­
tung zu treffen, w ie w ir sie andeuteten. Noch größeren 
Vorteil hat aber der Arbeiter selbst: sein wirtschaftliches 
Rückgrat bleibt die industrielle Tätigkeit; deren oft geist­
und nerventötende W irkung wird w ieder gutgemacht d a­
durch, daß  er in gesunder reiner Luft lebt, und durch die 
landwirtschaftliche Beschäftigung; seine Familie unter­
stützt ihn bei der bestmöglichen Ausnützung der eigenen 
Scholle , bei Kleinvieh- und Geflügelzucht und hilft so mit­
verdienen, ohne daß Frau und Kinder mit in die Fabrik 
zu gehen brauchen. Den größten Vorteil hat davon die 
A llgem einheit."

Einen Erfolg habe ich mit diesem M ahnruf, w ie ich 
kaum hinzufügen brauche, nicht gehabt.

Doch w ir wollen uns heute nicht damit aufhalten, was 
früher versäumt worden ist oder hätte besser gemacht 
werden können. H e u t e  wird das deutsche Siedlungs­

werk mit frischer Kraft angepackt, und ganz neue Wege 
werden dazu eingeschlagen, wobei w ir aber zum Teil 
von Grundsätzen ausgehen, die schon vor 170 Jahren 
von Friedrich dem G roßen  als richtig erkannt worden 
sind. In der Schaffung eines sich über ganz Deutschland 
erstreckenden Reichsautobahnennetzes ist zunächst ein 
R ü c k g r a t für das neue Lebensgebilde geschaffen, das 
dem Verkehr und der W irtschaft neue Formen gibt und 
den früher m aßgebenden Unterschied zwischen Stadt 
und Land wesentlich mildert. Für die Ansiedlung neuer 
Industrien und neuer Siedlungen, womöglich unter Aus­
bildung selbständiger, in sich lebensfähiger Körper, wird 
die erst kürzlich unter Leitung von Reichsminister Kerrl ge­
schaffene Reichsstelle für Raumordnung die großen Ge­
sichtspunkte angeben, nach denen vorgegangen werden 

muß.

Es wird sich nun ab er nicht umgehen lassen, daß man 
in Verbindung damit auch die bereits bestehenden Mittel­
punkte großgewerblichen (industriellen) und städtischen 
Lebens, die großen Industriegebiete und die Großstädte, 
einer U m p l a n u n g  u n d  U m f o r m u n g  im Geiste 
des deutschen Siedlungswerkes unterzieht. Der jetzige 
Stand der Verteilung ländlicher und städtischer Bevölke­
rung w ird , wenn auch nicht für immer, so doch für lange 
Zeit beibehalten werden müssen. A ber gerade diese 
Erkenntnis verpflichtet zu umfangreichen Maßnahmen, um 
den in rassengesundheitlicher und wehrpolitischer Bezie­
hung heute gestellten Anforderungen gerecht zu werden.
Es eröffnet sich also hier ein ungeheuer großes Arbeits­
gebiet, aus dem w ir zw ei Ausschnitte, die Industrieverla­
gerung und die Heimstättensiedlung, näher betrachten 
werden.

A uf die Bedeutung der Industrieverlagerung hatte ich 
schon hingewiesen. Diese A ufgabe kann gerade jetzt 
für die N a h r u n g s m i t t e l f r e i h e i t  unseres Vater­
landes von größter Bedeutung werden, wenn es gelingt, 
daß  der deutsche Industriearbeiter allgemein oder in 
wesentlichem Umfange einen Teil seines Nahrungsmittel­
bedarfs aus der heimatlichen Scholle zieht.

Dies scheint mir der Punkt zu sein, wo die Industrie­
verlagerung sich mit der Heimstättensiedlung berührt. 
Im übrigen ist die Erörterung der Heimstättensiedlung 
aus zwei Gründen besonders w ichtig : einer äußeren und 
einer inneren. Der äußeren erb licke ich darin, daß wir 
über die G eldaufw endung für die der V o l k s w o h ­
n u n g e n  hoffen dürfen, Gesichtspunkte zu erfahren, die 
noch völlig neu sind. W ichtiger ist ab er der innere Grund, 
der für unsere ganze deutsche W irtschaft, besonders die 
B a u Wirtschaft von ausschlaggebender W ichtigkeit ist: 
Es fehlen in Deutschland noch mehrere Hunderttausend 
W ohnungen. Durch staatliche M aßnahm en gefördert, ist 
das Zeitm aß der E h e s c h l i e ß u n g e n  in der Be­
schleunigung begrffen. Es müssen a lle  Anstrengungen ge­
macht w erden, um den Vorsprung der Familiengründung 
vor der W ohnungsherstellung nicht noch größer werden 
zu lassen und zu erreichen, d a ß  Angebot und Nachfrage 
allmählich in Übereinstimmung kommen.

Dazu wird es noch gew altiger Mittel bedürfen. Soll 
das Ziel erreicht werden , so werden die hierzu nötigen 
Arbeiten, vielleicht auf Jah re  hinaus, eine ähnliche Rolle 
spielen w ie die Arbeitsbeschaffungsm aßnahm en der
Regierung in den Jahren 1933/1935, w ie der Auto­
straßenbau und w ie der W iederau fb au  der Wehrmacht. 
Deshalb muß sich die g anze deutsche Wirtschaft über 
den Fortgang des W ohnungsbaus und der Heimstätten­
maßnahmen auf dem laufenden halten ; denn ihr Wohl 
und W ehe wird mit ihnen auf Jah re  hinaus eng Zu­

sammenhängen.
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Grundsätzliches zur Industrie-Verlagerung   zienrot Dr. Räehli„9,
Völk lingen  (Saar)

Wenn man über Verlagerung der Industrie spricht, so 
muß man zunächst wohl von ihren augenblicklichen 
Standorten aus gehen und dann klären , w ie eine vor­
bildliche Verlagerung aussähe ; ferner welche Mittel an ­
gewandt werden müssen, um diese vollkommene Lösung 
annähernd zu erreichen.

Gleichzeitig w äre festzustellen, w ie weit hier die M ög­
lichkeiten gehen. Im Rahmen eines solchen Vortrages 
ist diese Aufgabe natürlich nur in großen Zügen zu 
lösen.

Großgewerbliche (industrielle) Erzeugung ist V e ra r­
beitung der R o h s t o f f e ,  und zw ar

a) solcher, die im eigenen Lande vorhanden sind und 
die wir in vollkommen ausreichendem M aße besitzen;

b) solcher, die w ir zum größten Teil aus dem Inlande 
gewinnen oder gewinnen können;

c) solcher, die wir im eigenen Lande nicht haben und 
daher einführen, bei denen aber Verdrängung durch 
andere Erzeugnisse möglich ist;

d) solcher, bei denen die Verdrängung nach dem 
heutigen Stande der Technik nicht möglich und in ab ­
sehbarer Zukunft nicht zu erwarten ist.

Der Hauptrohstoff, den w ir besitzen, und zw a r in reich­
lichem M aße, ist die K o h l e .  S ie ist der Grundstoff 
für die Krafterzeugung. Es ist bekannt, d aß  die großen 
Steinkohlenlager in Rheinland-W estfalen mit einer kurzen 
Unterbrechung von der belgischen G ren ze  bis etwa 
30 km östlich von Hamm hinstreichen.

Das große S t e i n k o h l e n g e b i e t  an der S aa r 
durchschneidet die deutsch-lothringische G ren ze  derart, 
daß etwa zwei Drittel der tonnenm äßigen Kohlenvorräte 
im deutschen Saargebiet und ein Drittel in Lothringen 
liegen. In Oberschlesien finden w ir ähnliche Verhält­
nisse, nur daß der Anteil der in Ostoberschlesien liegen­
den Kohlenvorräte größer sein w ird . Die übrigen im 
Ausbau befindlichen Steinkohlenvorkommens in Deutsch­
land sind so unbedeutend, daß  sie hier übergangen w er­
den können.

Die deutschen B r a u n k o h l e n v o r r ä t e  liegen am 
Rhein und in Mitteldeutschland westlich und östlich der 
Elbe.

Die Krafterzeugung Deutschlands beruht im wesent­
lichen auf Stein- und Braunkohle. Bei der Steinkohle 
mehr in der W eise, daß sie an die Verbrauchsstellen ver­
frachtet wird und dort zur Kraftherstellung dient, w äh ­
rend die Braunkohle wegen ihres geringeren Heizwertes, 
aber auch ihrer sehr billigen Gewinnungskosten am Orte 
der Gewinnung in ganz großem Um fange in elektrische 
Kraft verwandelt und mit dem Kraftstrom gekuppelt w ird , 
der mit Hilfe der W asserkräfte der A lpen und der von 
ihnen abfließenden Flüsse gewonnen w ird . Dadurch be­
steht die Möglichkeit, bei einem weiteren planm äßigen 
Ausbau dieses elektrischen Kraftnetzes über ganz 
Deutschland praktisch überall elektrische Kraft unter 
günstigen Bedingungen zu liefern.

1. Einheitlicher Plan der e lektrischen K raftver­
teilung

Daraus ergibt sich die erste Forderung grundsätzlicher 
Art, daß der Ausbau der elektrischen Kraftverteilung 
nach einheitlichem großem Plan über g anz Deutschland 
durchgeführt werden muß. Denn Kraft ist in jedem Fall 
die Grundlage jeder großgewerblichen Erzeugung, und 
zwar billige Kraft.

Die Billigkeit der Krafterzeugung ist die erste Stufe zu 
dieser Entwicklung. Bisher w a r diese Billigkeit nur ge­
geben bei den sehr großen auf der Braunkohle am 
Rhein und in Mitteldeutschland errichteten Kraftwerken 
und dort, wo die Ausnutzung der W asserkräfte der 
Alpen und ihrer Abflüsse mit billigem G eld  möglich w ar. 
Neuerdings tritt ab er eine dritte Möglichkeit in den 
Vordergrund, die sich aus der entschiedenen Forderung 
nach Verbesserung der Güte der Steinkohle ergibt. Das 
Ausland hat uns auf dem G eb iete der Lieferung von 
Kohlen mit niedrigem Aschengehalt zum Teil überflügelt. 
In England hat man große Anstrengungen gemacht, um 
ganz reine Flöze getrennt abzubauen und als hoch­
wertiges Erzeugnis auf den Markt zu bringen. Unsere 
A ufgabe in Deutschland ist, mit Hilfe unserer hochent­
wickelten W äschetechnik eine ganz wesentliche V er­
ringerung des Aschengehaltes in unserer verkaufsfähigen 
Kohle herbeizuführen.

Das setzt aber Absatz für die minderwertigen Zw i­
schenerzeugnisse mit 30 bis 50 vH Asche am O rte der 
Erzeugung voraus. Im großen ist diese Aufgabe nur 
lösbar über den Absatz von elektrischem Strom, nach­
dem sehr vie le Zechen über eine große Kokserzeugung, 
die G rund lage unserer Eisenindustrie, verfügen, und immer­
hin gewisse Gasm engen auf dem eigenen W erk verb rau­
chen müssen, w ie z . B. das Sonntagsgas, das in der In­
dustrie keinen A bsatz findet. Es ergibt sich also die 
Notwendigkeit, auch die Steinkohlenindustrie an dem 
Strom absatz in starkem M aße zu beteiligen, damit w äre 
g leichzeitig die G efah r der allzu großen Zusammen­
legung der elektrischen Krafterzeugung gebannt.

2. M ehr Strom absatz auch in Steinkohlengebieten
Die zweite Forderung lautet a lso : Nicht nur in den 

Braunkohlengebieten sollte auf vermehrte Stromerzeu­
gung und gesteigerten Strom absatz hingearbeitet w er­
den, sondern auch in den Erzeugungsgebieten der 
Steinkohle sollte durch Verwendung minderwertiger A b ­
fallerzeugnisse in leistungsfähigen Kraftwerken dieses 
Z iel erstrebt werden.

Für die meisten Verfahren der großgewerblichen Er­
zeugung ist aber auch W ärm e erforderlich . Selbst bei 
billigster elektrischer Krafterzeugung und -Verteilung ist 
die elektrische W ärm e nur da nutzbringend verw ertbar 
und wettbewerbsfähig , wo bei dem technischen Vorgang 
der Strom der Beheizung durch Kohle oder durch irgend­
welche G a se , w ie Koksofengas, sei es wegen der erfor­
derlichen sehr hohen W ärm egrade —  also über 2000° —  
oder der unerwünschten Nebenwirkung der Verbren­
nungsgase, überlegen ist. Die Verteilung der W ärm e 
vollzieht sich durch die Kohlenbeförderung auf der 
Eisenbahn und den W asserstraßen , den Versandmitteln 
für M assenverkehr; daneben kommt in neuerer Zeit die 
Fernleitung von Koksofengas in ganz beträchtlichem 
Ausm aße in Frage, ab er auch in einem gewissen Um­
fange die Versendung von Koksofengas von G ruppen­
gasw erken , die ihre Kohle aus den verschiedenen 
Kohlengebieten auf dem W asser- oder dem Bahnwege 
beziehen.

Eine weitere Ausdehnung der Ferngasversorgung ist 
dringend erwünscht, aber nicht als eine losgelöste A n ­
gelegenheit, die das betreffende Industriegebiet für sich 
besorgt, sondern in p lanm äßiger Entwicklung und ge­
kuppelt mit G ruppengasw erken und zw eckm äßiger A b ­
stimmung der G rößenverhältn isse . G enau  w ie auf dem
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Gebiete der Stromerzeugung die abgesonderten Kraft­
werke, die fern von der Kohle liegen, mit den großen 
Kraftwerken gekuppelt sind oder es zum mindesten sein 
sollten, so müßte dies auch zwischen der Kokerei-Indu­
strie der Kohle erzeugenden Geb iete besonders
Rheinland-W estfalens und neuerdings auch der S aa r — 
und einer entsprechenden Zahl von Gruppengaswerken 
der Fall sein, schon damit die nötigen Notvorräte für alle 
Fälle , die sich denken lassen, geschaffen werden. Es 
ergäbe sich die Möglichkeit, neben der elektrischen 
Stromversorgung die großgewerbliche Gasversorgung 
auch von solchen Gebieten sicher zu stellen, die weit ab 
von der Kohle liegen, und die vie lfach kleinere Indu­
strien beherbergen. Damit w äre auch der selbständige 
Unternehmer der Fertigindustrie in der Lage, sich die 
Vorteile der sehr hochwertigen Gasbeheizung nutzbar 
zu machen und damit seine Erzeugnisse zu verbessern 
und die Herstellung zu verbilligen.

3. P lanm äßiger Ausbau der Ferngasversorgung
Also dritte Forderung: Planm äßiger Ausbau der groß­

gewerblichen Ferngasversorgung von den großen koks­
erzeugenden Kohlengebieten unter Kupplung mit vor 
handenen oder neu zu errichtenden Gruppengaswerken, 
die so im Lande verteilt werden müßten, daß  sie überall 
wirksame Stützpunkte für die Ferngasversorgung w ären .

Damit w äre auch eine weitere Möglichkeit geschaffen, 
die Nebenausbeute der Koks- und G aserzeugung, auf 
die w ir ja besonders wegen der darauf beruhenden che­
mischen Industrie, aber auch wegen der anfallenden 
Treibstoffe angewiesen sind, so zu gestalten, daß der 
technische W irkungsgrad möglichst hoch ist.

Eine weitere Aufgabe ist unsere Versorgung mit Erzen, 
sowohl mit Eisenerzen, w ie mit Erzen des Kupfers, der 
sonstigen Nichteisenmetalle und schließlich des Schwe­
fels. Die Notwendigkeit, uns in weit größerem M aße 
als bisher von der Erzversorgung aus dem Ausland un­
abhängig zu machen, brauche ich nicht auseinanderzu­
setzen. Der Zwang ergibt sich schon allein daraus, daß 
die bisherigen Bezieher unserer Fertigwaren infolge ihrer 
eigenen W irtschaftsnot nicht mehr bereit oder in der 
Lage sind, uns w ie früher Fertigwaren abzukaufen und 
uns die Geldsorten zur Rohstoffbeschaffung in ausrei­
chendem M aße zur Verfügung zu stellen. Die Mutter 
N atur hat uns mit so großen Mengen Eisenerzen ver­
sorgt, daß w ir die heutige Roheisenerzeugung mehrere 
Geschlechter hindurch mit diesen Vorräten in vollem 
Umfange bewerkstelligen könnten. Sie liegen auch nicht 
einmal in unerreichbarer Ferne von den eisenerzeugen­
den G ebieten. W ährend w ir große Mengen phosphor­
haltiger Eisenerze aus Schweden nördlich des Polar­
kreises oder aus der Norm andie beziehen, haben w ir 
im eigenen Lande Eisenerzlager. Die Entfernung zw i­
schen den Salzgitter Vorkommen und dem Mittelland­
kanal ist wesentlich geringer als die zwischen den 
Schwedenerz-Vorkommen und Lulea am Bottnischen 
Meerbusen oder N arvik an der norwegischen Küste. Die 
süddeutschen Doggererze haben ebenfalls nur 40 km bis 
zum Rhein bei W aldshut unterhalb Schaffhausen zu über­
winden. A ber diese Eisenerze sind sehr arm an Eisen und 
dazu kieselsäurereich. Daraus ergibt sich einmal die 
Notwendigkeit, sie mit denkbar geringsten Kosten zu ge­
winnen, eine Aufgabe, die bergmännisch lösbar ist.

Die Ingenieuraufgabe, mit diesen armen kieselsauren 
Erzen fertig zu werden, kann als gelöst betrachtet w er­
den, nachdem die Verfahren zur Vorbehandlung und die 
Anreicherungsverfahren entwickelt worden sind. Die A u f­
gabe, diese Verfahren so wirtschaftlich zu gestalten, daß 
sie in wenigen Jahren nicht nur ein vorübergehender Be­

helf, sondern eine bleibende Einrichtung in unserer groß­
gewerblichen W irtschaft sein werden , ist sicher lösbar, 
wenn von allen in Frage kommenden Stellen die Voraus­
setzungen geschaffen werden. Grundsätzlich ist es also 
möglich, einen erheblichen Teil unseres Roheisens aus 
eigenen Eisenerzen zu gewinnen und daher die Grund­
lage vie ler Industrien zu sichern. A ber auch hier 
kommt zur Geltung , daß  die elektrische Kraftversorgung 
in den in Frage kommenden Gebieten bereits heute 
sichergestellt ist, ein Zeichen, w ie weit diese Kraftversor­
gung in der unvollkommenen Form, in der w ir sie zur 
Verfügung haben, bereits heute die Errichtung neuer In­
dustrien erleichtert.

4. Ausbau der eigenen Elsenerzversorgung
Also vierte Forderung: Ausbau unserer eigenen Eisen­

erzversorgung, so daß  in verhältnism äßig kurzer Frist un­
sere eigene Eisenerzeugung vor den Zufälligkeiten der 
Belieferung vom Ausland weitgehend gesichert ist.

Bei den Nichteisenm etallen, besonders beim Kupfer, 
kommt in wesentlich stärkerem M aße als im vergangenen 
Jahre die Verdrängung durch Aluminium in Frage. Bei 
den Veredelungsm etallen für die Eisen- und Stahlerzeu­
gung ist manches im G an g e , worüber ich hier nicht spre­
chen möchte. Ein sehr großer Teil wird aber immer un­
entbehrlich sein und daher vom Ausland bezogen wer­
den müssen. Um so mehr gilt ab er die Forderung, daß 
w ir da , wo w ir uns mit eigenen Kräften helfen können, 
unablässig nicht nur an den technischen Aufgaben, son­
dern auch an ihrer wirtschaftlich tragbaren Ausgestal­
tung so arbeiten, daß  der W eltruf des deutschen Inge­
nieurstandes erhalten bleibt.

Auf das große G eb iet der B e k l e i d u n g s i n d u ­
s t r i e  und der hierfür erforderlichen „Verdrängungs­
stoffe" w ill ich mich nicht w agen , da es mir zu fern 
liegt; ab er eines möchte ich im Rahmen dieser Dar­
legungen doch betonen: D aß w ir so wenig W olle haben, 
liegt an der Vernachlässigung unserer Schafzucht. Es 
wird ja zur Zeit sehr viel in dieser Hinsicht nachgeholt, 
und da dies Aufholen recht schnell vor sich geht, liegt es 
in der Natur der Dinge, daß  zunächst einmal das reine 
W ollschaf gehalten w ird , das nur so viel Milch gibt, wie 
zur Aufzucht der Lämmer erforderlich ist, und das in 
Herden gehalten werden kann, also Großbetrieb voraus­
setzt. Die Aufzucht des ostfriesischen Milchschafes, das 
im Sommer nicht unwesentliche Mengen Milch für den 
Haushalt liefern kann, und das für den Kleintierhalter ein 
gegebenes Haustier ist, w ird demgegenüber vernach­
lässigt. Das hat unter anderem  seinen Grund darin, daß 
unsere große nationalpolitische A ufgabe , die Seßhaft- 
machung der wirtschaftlich Abhängigen durch eigenen 
Hausbesitz zw ar vie lversprechende Anfänge überall in 
unserem Vaterlande aufweist, daß  ab er, da wir ja erst im 
Anfang stehen, hierbei zunächst so vie le Aufgaben zu 
lösen sind, daß  mehr diejenigen Haustiere gehalten wer­
den, deren Pflege überall bekannt ist, die Ziege und das 
Schwein. W enn erst die Anfangsschwierigkeiten der 
Seßhaftm achung überwunden sein werden, also viel­
leicht in 2 bis 3 Jahren , dann sollte man bei der Auswahl 
der Haustiere das ostfriesische M ilchschaf nicht ver­
gessen, das 8 Pfund W o lle  und noch mehr im Jahre lie­
fern kann. Damit ist der W o llb ed arf einer Familie zu 
decken, und zw ar neben nicht unbeträchtlichen Mengen 
Milch und Fleisch.

Die E i g e n h e i m s i e d l u n g  ist die große Aufgabe 
der innerpolitischen Befestigung unseres Volkes. Ein 
großes Industrievolk mit einer viel zu kleinen bäuerlichen 
W irtschaft, viel zu klein in dem Sinne, daß der Bevölke­
rungsanteil unseres Bauerntums viel zu stark gesunken ist,



kann nur bestehen, wenn einmal diesem Sinken des 
Bauerntums durch p lanm äßige Förderung Einhalt ge­
boten wird, zum ändern die große Zahl der w irtschaft­
lich Abhängigen, die das Bauerntum zahlenm äßig außer­
ordentlich überragen, seßhaft und damit krisenfest ge­
macht werden. Die erste A u fgabe ist mit G lück  und G e ­
schick angepackt worden.

Man wird die Förderung des Bauerntums im Dritten 
Reich einstmals als einen Markstein in der Kultur­
geschichte Europas ansehen. A ber dieser W eg  kann 
nur zum Ziele führen, wenn auf der anderen Seite die 
wirtschaftlich Abhängigen, die bisher alles, w as sie an 
Nahrungsmitteln brauchten, auf dem M arkte gekauft ha­
ben, in diesen Sicherungsvorgang so rasch w ie möglich 
eingeschaltet werden. Es bleibt daher eine gebiete­
rische Forderung der Staatspolitik, daß  mit allen Mitteln 
die Eigenheimsiedlung der wirtschaftlich Abhängigen mit 
etwa 1000 qm Land allen sonstigen Hausbauplänen vor­
zuziehen ist.

Ich habe oft betont, daß  durch die Seßhaftm achung 
ein z u s ä t z l i c h e s  A r b e i t s e i n k o m m e n  von 
20 vH, ja bis zu 50 vH erzielt werden kann. Schon die 
Haltung einer Ziege mit 3 bis 4 Liter Milch ergibt 45 bis 
60 Pfennig kalendertäglichen Ertrag für eine ganze Reihe 
von Monaten, für viele Volksgenossen eine Vermehrung 
des Einkommens um fast 10 vH . W er etwas von Vieh­
zucht versteht, wird mir bestätigen, daß  dies bei guter 
Pflege nicht schwer ist. Schweinehaltung nützt alle 
Küchenabfälle in denkbar bester Form aus. Gem üse und 
Kartoffeln auf eigenem Land gezogen, wandern mit ge­
ringstem Verlust vom G arten  über die Küche in den M a­
gen. Und daß unsere A rbeiterschaft wenig Obst ver­
braucht, liegt nicht daran , daß  sie das Obst nicht haben 
möchte, sondern daran , daß  es zu teuer ist. Die Kir­
schen, Äpfel, Birnen, Stachel-, Johannis- und Himbeeren 
schmecken vom eigenen G arten  beinahe so gut, w ie die, 
welche wir als Jungen beim N achbarn  geklaut haben. 
Alles, was abfällt, wird nutzbar gemacht. Nichts geht 
verloren.

Die Erfahrungen haben gelehrt, daß  der größte Teil 
dieser Nahrungsmittel zusätzlich verbraucht w ird , also 
nicht die Leistungen des Reichsnährstandes beeinträch­
tigt. Nirgends wird so viel Milch den Kindern gegeben, 
wie in dem Haushalte, in dem eine Z iege oder gar eine 
Kuh vorhanden ist. N irgends sehen die Kinder derartig 
glänzend aus w ie da , wo auf eigenem Besitz gewirt- 
schaftet wird. Nirgends ab er auch w ird w eniger G e ld  in 
die Gastwirtschaften getragen als da , wo der Mann den 
ganzen Sommer für seine Freizeit reichliche Beschäfti­
gung in Haus, Stall oder G arten  und wom öglich auf 
Pachtland findet. Nichts ab er gibt all den Industrien, die 
für den Bedarf in Haus, Stall und G arten  arbeiten, aber 
auch für die Bekleidung, stärkere Belebung als der 
Eigenhausbau der wirtschaftlich Abhängigen .

Da und dort ist oft betont worden, d aß  die Forderung 
nach 1000 qm Garten land übertrieben sei. Es wird dabei 
übersehen, daß die Kleintierhaltung, also  Z iege, Schwein, 
Hühner, Kaninchen und in Zukunft M ilchschaf an sich 
eine nicht unerhebliche G artengröße bedingt, und daß 
alles, was an Abfall in diesem G arten  an fä llt , mit Aus­
nahme des Kartoffelkrautes, als Grünfutter verwendet 
wird, während es bei Häusern ohne Stall verlorengeht, 
und nicht einmal die bescheidensten Ansprüche an Dün­
gung aus der eigenen W irtschaft befriedigt werden kön­
nen. W er aber glaubt, daß  die Kenntnis der Viehhaltung 
in unserem Volke vergessen sei, der sehe sich einmal all 
die vielen Siedlungen an und unterhalte sich mit den 
Leuten. Er wird feststellen, daß  die Erfo lge sehr gut sind. 
Freilich, ein ordentlicher Futterboden gehört zu jedem

Stall und das sollten sich die Architekten, die Regel­
formen für Häuser entwerfen und ausführen, dreimal 
hinter die Ohren schreiben.

Der S t a n d o r t  d e r  S i e d l u n g  ist in einiger Ent­
fernung von den großen Städten zu wählen, übera ll 
gibt es W a ld , aus dem billiges Land für 30 bis 50 Pfennig 
je Quadratm eter zur Verfügung gestellt werden kann. 
Die Forstleute müssen sich Ersatz schaffen an den gro­
ßen Flächen, die heute noch als Ö dland vorhanden sind, 
so daß  keine Verminderung des W aldbestandes eintritt. 
Keinesfalls aber soll das um die großen Städte herum 
liegende Garten- und Ackerland nun auch noch mit Häu­
sern bebaut werden, wodurch die Nahrungsversorgung 
dieser Städte noch weiter verschlechtert würde. Die 
Möglichkeit, die angesiedelten Arbeiter zu ihren Arbeits­
plätzen heranzubringen, besteht auf mancherlei Art. Bei 
uns im Saargebiet fahren die Leute über eine Stunde mit 
der Bahn, viele kommen mit dem Fahrrad. Sehr zu be­
grüßen ist die Schaffung von R a d f a h r w e g e n ,  w ie 
man sie in den Anfängen überall in Deutschland an den 
Landstraßen sehen kann. W ir haben auch im Saarland  
früher die sogenannten Bergm annspfade gehabt, die 
quer durch die W ä ld e r dem Bergmann den W eg zu 
seiner Arbeitsstätte verkürzten. Dr. L u d o w i c i  hat da r­
auf hingewiesen, daß solche verkürzte Radfahrwege ge­
schaffen werden sollen. Ein zweifellos außerordentlich 
begrüßenswerter Vorschlag. Zu keiner Zeit w a r wie 
heute im Dritten Reich in solchem M aße die M öglichkeit 
gegeben, so große Aufgaben unseres Volkstums zu lösen. 
Die W ohnungsverlagerung der wirtschaftlich A bhängi­
gen aus der Enge der Städte und ihre Seßhaftmachung 
durch Eigenheimsiedlung ist eines der wichtigsten!

5. Ü berragende Bedeutung der Eigenheim ­
siedlung

Als fünfte Forderung, und zw ar als wichtigste, ergibt 
sich a lso , daß die Eigenheimsiedlung überall, g leich­
gültig ob vorhandene Industrien bestehenbleiben oder 
neue an zweckm äßigen Plätzen in G ang gesetzt werden, 
nicht als Nebenwirkung, sondern als Hauptwirkung be­
handelt und betrieben w ird.

W enn ich nun zum Eingang meines Vortrages zurück­
kehre, so möchte ich sagen, daß vorhandene Industrien 
grundsätzlich n u r  in  A u s n a h m e f ä l l e n  verlagert 
werden dürfen. A ber alles, was neu geschaffen wird 
— und das ist im Rahmen unserer augenblicklichen volks­
wirtschaftlichen Entwicklung nicht wenig —  soll dort er­
richtet werden, wo es am zweckm äßigsten ist.

Noch ein kurzes W ort zur Verlagerung von Industrie 
oder Errichtung von neuen in den landwirtschaftlichen 
Gebieten des Ostens.

Zur Erlangung einer gewissen Unabhängigkeit in der 
Versorgung mit Spinnstoffen und mit ö le n  wird man 
zweckm äßig die Erzeugung in die großen, geschlossenen 
landwirtschaftlichen G eb iete verlegen. Die Erzeugung und 
Verarbeitung von Flachs setzt ganz andere Bearbeitungs­
verfahren voraus als die der Baumwolle. W o  läge diese 
Verarbeitung wohl besser als in den Gebieten des 
Ostens, die für seinen Anbau zweckm äßig sind.

Die Verarbeitung von Fleisch, Fett und Milch zu 
B ü c h s e n w a r e  gehört natürlich auch in die G eb iete , 
d ie hohe Frachten zu tragen haben, ehe sie an die gro­
ßen Verbrauchsstätten kommen. A lle  Bodenerzeugnisse 
sollten in erster Linie dort verarbeitet w erden, wo sie an­
fa llen . Dazu gehört, d aß  dort Kraft und W ärm e billig 
erzeugt w erden. Auch das ist keine unlösbare technisch­
wirtschaftliche Aufgabe .

ü b er die V e r k e h r s a u f g a b e n ,  mit Ausnahm e der
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Radfahrwege, habe ich in diesem Rahmen nicht gespro­
chen. Auch will ich die Auswirkungen des Baus der 
Adolf-Hitler-Straßen, der W asserstraßen sowie der Ent­
wicklungsmöglichkeiten der Eisenbahn nur streifen. Der 
Grundsatz hat immer gegolten und wird immer gelten, 
daß neue Verkehrswege und die Verbilligung und Ver­
besserung des bisherigen Versands neue wirtschaftliche 
Möglichkeiten schaffen, die eine besondere Förderung 
durch die planm äßige Verteilung von elektrischer Kraft 
und W ärm e erfahren werden.

I n d u s t r i e p l a n u n g  heißt letzten Endes nichts an­
deres als in weitestgehendem M aße den schöpferischen 
Menschen überall in unserem Vaterlande, ohne sie zu 
verpflanzen und damit w urzellos zu machen, die Bedin­
gungen zu schaffen, ihren Unternehmungsgeist zu betäti­
gen und damit der Lösung an der großen Aufgabe un­
seres Vaterlandes sich zu beteiligen. Nicht weitere Zu­
sammenballung in engen Industriegebieten und damit in 
Großstädten ist die A u fgabe , sondern Schaffung eines 
freien Volkes auf eigener Scholle!

Die Durchführung der Industrie-Verlagerung Dipl.-Ing. J. A. Bader,
Reichsheimstättenamt Berlin

Der Begriff Industrieverlagerung ist in den letzten Ja h ­
ren entstanden und zu einem Schlagwort geworden, um 
dessen Inhalt und Auslegung alsbald eine heftige Fehde 
entbrannt ist. Entstanden ist der Begriff bei den Aus­
einandersetzungen über die Zweckm äßigkeit der derzei­
tigen räumlichen Struktur der Industrie und der betrieb­
lichen Arbeitsorganisation der Einzelunternehmung. Diese 
Zweckm äßigkeitsfragen waren aus zwei Gründen gestellt:

1. Der Tatsache der Umwälzung aller wehrpolitischen 
Lebensbedingungen der Völker, hervorgerufen durch 
den W andel der technischen Möglichkeiten und

2. der Änderung der sozialökonomischen Lebensbedin­
gungen als Folge der Industriealisierung der Gütererzeu­
gung.

So, w ie in den meisten Staaten heute Industrieverlage­
rung gehandhabt w ird , ist sie ein auf der Unternehmer­
initiative beruhender, an die neuen Bedingungen des 
Raumes angepaßter Vorgang, der aus natürlichen im 
Völkerleben immer wiederkehrenden Entwicklungsum­
schichtungen entsteht.

Im G egensatz zu früher, wo Standortwahl und Einrich­
tung des Betriebes ausschließlich nach dem Gew inn be­
stimmt w aren , tritt jetzt eine staatliche Lenkung dieser 
Vorgänge auf, um die Interessen des völkischen Staates 
und die Lebensbedingungen der völkischen Gem einschaft 
zu sichern. Daraus ergibt sich als selbstverständlich, daß 
diese Vorgänge nicht etwa so auszulegen sind, daß  man 
unter ihnen Abbruch der Industrie an der einen Stelle 
und Neuaufbau an einem anderen Platz verstehen kann, 
sondern die sinnvolle Verteilung der Arbeit in den Land­
schaften ist Gegenstand des Verlagerungsverfahrens. Daß 
der erhobene Einwand des W irtschaftsexperim entes 
nicht stichhaltig ist, wird uns sofort k lar, wenn w ir einen 
Rundblick über die G renzen unseres Vaterlandes tun und 
dort Vorgänge auf diesem G eb iet feststellen, deren Aus­
maß gewaltig ist und zu einer vollständigen Umprägung 
des europäischen Arbeitsraumes führt.

So entstehen in Italien, im Appenin und in den G eb ir­
gen der Nordgrenze des Landes, ganz neue Industrie­
gebiete, deren Verkehrsgestaltung und betriebliche Ein­
richtung mit den alten Formen der industriellen Erzeugung 
und Zuordnung des Arbeiters zum Betrieb nicht mehr zu 
vergleichen ist. Frankreich verlegt Teile seiner Industrie 
in die Vogesen, hart hinter den Gürtel seiner Ostfestun­
gen. Andere Teile der Industrie weit nach dem Süden 
und W esten des Landes. England läßt im W esten und 
Nordwesten bis hinaus in die Berge Schottlands'neue In­
dustriegebiete entstehen. In Rußland wandern bereits 
seit Jahren die wichtigsten W ehrindustrien in den Ural 
und nach Sibirien, während man an der W estgrenze des

Landes eine 100 km breite Zone errichtet, die voll­
kommen von Industrie entblößt ist. Die Tschechoslowakei 
betreibt eine Industrieverlagerung des Landeskernes und 
entblößt die westlichen und nordöstlichen Landesteile 
mehr und mehr von Industrie. In den bisher rein 
agrarw irtschaftlichen Ländern des Südostens entstehen 
als Folge einer geänderten W irtschaftspolitik neue Indu­
striegebiete, deren Aufbau O pfer kostet, und nach alten 
Begriffen unrentabel ist. Mit Recht können wir von einer 
Industriewanderung sprechen, deren Ausm aße gewaltiger 
sind als die Erscheinungen des Aufbaues der Industrie in 
den letzten 50 Jahren .

Die Bedeutung dieser Erscheinungen für die euro­
päische Ordnung der W irtschaft und des Bestandes der 
Völker wird erst in Zukunft o ffenbar werden. Stellen wir 
nun die Frage nach einer Ursache der Erscheinung, die 
bei fast allen Völkern gleichzeitig als Schwerpunkt des 
Handelns zu erkennen ist, so erhalten w ir überall den 
„Schrei nach nationaler Sicherheit" als Antwort. Die führen­
den Staatsmänner haben erkannt, daß  in zukünftigen Krie­
gen der Arbeitsraum ebenso wichtig ist w ie der Verteidi­
gungsraum, und daß  es nicht mehr möglich ist, hier Ab­
grenzungen anzuerkennen, daß  vielmehr die Krieg­
führung der Zukunft die beiden Räume als einheitliche 
Operationsbasis betrachten w ird .

1. Der technische Fortschritt hat eine Schrumpfung des 
Raumes erzeugt, die zu einer Verkleinerung der Sicher­
heitsgrundlagen führt, woraus die Folgerung entsteht, daß 
in dem geschrumpften Raume mehr Unordnung herrscht 
als im ausgeweiteten, „wenn nicht alles auf seinem Platz 
steht", so w ie das der engere Raum eben erfordert.

2. Hat der technische Eingriff des Menschen in die ge­
wachsene Landschaft eine vollständige Veränderung der 
natürlichen Lebensbedingungen hervorgebracht, und die 
hieraus entstandenen sozialökonom ischen Spannungen 
müssen beseitigt werden , weil sie die völkische Lebens­
grundlage gefährden.

Unterzieht man sich der A u fgabe , eine Prüfung der 
alten Raumgesetze in wirtschafts-, wehr- und siedlungs­
politischer Hinsicht vorzunehm en, so ergibt sich Fall für 
Fall, d aß  die alten M aßstäbe und Begriffe keinen Wert 
mehr besitzen und versagen . Deshalb gebietet die na­
tionale Sicherheit jedem Volke, nicht nur die völkerbin­
dende Seite der Technik, sondern auch die völker­
trennende G e fa h r der Technik zu sehen und sich ernst­
haft mit den W irklichkeiten auseinanderzusetzen, die in 
der Erkenntnis stecken, daß  die Vö lker einander fremder 
w erden, je mehr sie technisch sich e inander nähern. Seit 
dem Dezem bertag des Jahres 1914, an dem über den 
friedlich um den Dom versammelten Häusern der Stadt



Freiburg ein französisches Flugzeug erschien und die 
erste mordende Bombe in die Tagesarbeit der Z iv ilbevö l­
kerung platzte, hat eine heimliche Unruhe die M ensch­
heit ergriffen. Die überlieferte Vorstellung von S icher­
heit ging in die Brüche. W as  der Zerfa ll der alten S icher­
heitsvorstellung für den nationalen Arbeitsraum  im Kriegs­
fall bedeutet, sei an einigen Zahlen erläutert. N ach  A n ­
gaben von Capta in  Hogg erschienen in 13 W ochen des 
Jahres 1916 feindliche Luftstreitkräfte über dem Distrikt 
Cleveland. Die Folge davon w a r, daß  die Eisenproduk­
tion um 30 000 Tonnen, das ist ein Sechstel der Jah res­
produktion, zurückging. Ferner wurde die Beobachtung 
gemacht, daß bei Präzisionsarbeit erheblich mehr Fehler 
entstanden sind und die Ausschußziffer der industriellen 
Produktion höher wurde.

Ober deutsche Erfahrungen gibt fo lgender Vorgang 
Aufschluß. Im Herbst 1916 w ar in den Betrieben des 
Stahlwerksverbandes im Ruhrgebiet die Produktionsver­
minderung so stark geworden, daß  sich der Aufsichtsrats­
vorsitzende telegraphisch an die O berste Heeresleitung 
dahin äußerte, daß  die Fliegerangriffe derartige Störun­
gen verursachten, daß  die Lieferungsprogramme nicht er­
füllt werden könnten. Die durch Fliegerangriffe verur­
sachten Störungen des Betriebes führten zu Produktions­
ausfällen von durchschnittlich 30 vH .

Ein französischer G enera lstäb ler faß te  die Erfahrungen 
des Krieges lakonisch in dem Satz zusam m en: „Ständ iger 
Alarm oder Fliegergefahr genügen schon, um die Arbeit 
zu unterbrechen und die Leistung herabzusetzen ." Die 
Bevölkerung und deren A rbeit, gleichgültig ob das A r­
beitsziel Versorgung der Frauen und Kinder oder des 
kämpfenden Heeres ist, sind ein Kam pfziel des Angreifers 
geworden.

Die aus dem technischen Eingriff des Menschen in die 
natürlich gewachsene Landschaft erwachsene A ufgabe 
besteht darin, ein richtiges Verhältnis von Landschaft und 
Lebensbedingungen herzustellen. Ober das Ausm aß die­
ser Eingriffe seien hier einige Daten gegeben, die uns 
zeigen, daß hier ebenso gewaltige W and lungen vor sich 
gegangen sind, w ie w ir sie heute in der Erscheinung der 
Industriewanderung erleben. Säm tliche Vulkane der Erde 
schaffen innerhalb eines Jahres noch nicht einen Kubik­
kilometer Gestein und andere M assen an die O b erfläch e , 
der Mensch aber leistet im gleichen Zeitraum  an A u f­
schüttungen aller Art weit über einen Kubikkilometer. Der 
Waldgürtel der Vereinigten Staaten wurde durch die A r­
beit weniger M enschengenerationen von 326 M illionen 
Hektar auf 55 Millionen Hektar, d. i. ein Sechstel, ver­
ringert.

Von unseren Industriebetrieben, die mehr als 200 Per­
sonen beschäftigen, und solche haben w ir rund 17 000, 
ist mehr als die Hälfte ausschließlich in den 53 G ro ß ­
städten angesiedelt. Der verb leibende Rest befindet sich 
nun nicht etwa in der Form von W erksiedlung auf dem 
flachen Lande, sondern wiederum vorw iegend in den 
Städten, die weniger als 100 000 Einwohner haben. Die 
richtige Zuordnung von Bauernhof, Industrie und H and­
werk ist eine nicht wegzuleugnende Voraussetzung eines 
innigen Gütertausches zwischen A rbe iter und Bauern, der 
eben nur dann marktwirtschaftlich richtig und reibungslos 
erfolgen kann, wenn diese Zuordnung jene sozia lökono­
mische Ordnung vollzieht, die bei den technischen Eingrif­
fen in die Landschaft, die in der Vergangenheit vo rge­
nommen worden sind, nicht berücksichtigt w urde. Es ge­
nügt nicht mehr festzustellen, d aß  der W eg  vom Erzeuger 
zum Verbraucher länger geworden ist, man kann diese 
Tatsache auch nicht durch Preis- und Lohnpolitik, a lso  auf 
der Ebene des G eldes, aus der W e lt schaffen, sondern

muß anerkennen, daß  A rbeiter und Bauer auch räumlich 
einander nähergebracht werden müssen, um diesen W eg 
zu verkürzen. Und deshalb ist es notwendig, bei der 
Durchführung von Industrieverlagerungen nicht zuerst 
über das W i e  zu sprechen, sondern über das W a s .  
Die Schwierigkeiten liegen meist darin , daß  der A bsied­
lungsort gegen die Verlegung des Absiedlungsbetriebes 
Einsprüche geltend macht, die mit arbeitsmarktpolitischen, 
wirtschafts- und steuerpolitischen Umständen begründet 
werden. Da die Ansiedlungsgemeinde im allgemeinen 
auch unter Berücksichtigung der in Zukunft zu erw ar­
tenden wirtschaftlichen Vorteile , welche die Ansiedlung 
eines neuen Betriebes mit sich bringt, sich zu a llerle i Ver­
günstigungen bereit erklärt, muß darauf geachtet werden, 
daß  durch diese Vergünstigungen nicht Übervorteilungen 
von Gem einden entstehen. Man kann beobachten, daß 
Gem einden, welche die Ungeklärtheit auf dem Geb iete 
der Industrieverlagerung richtig erkannt haben, die in der 
liberalen Zeit übliche Industriealisierungspolitik w eiter­
betreiben, und zw ar diesmal unter dem Deckmantel der 
Arbeitsbeschaffung. Damit wären w ir w ieder dort an­
gelangt, wo w ir im Jahre 1931 aufgehört haben, nämlich 
d aß  die wirtschaftlich stärkeren Großgem einden auf 
Kosten der mittleren und kleineren Gem einden indu­
strialisieren.

Dieser Zustand läßt sich nur beseitigen, wenn, w ie  w ir 
es bereits in Ostpreußen für die Durchführung des Ost- 
preußenpianes vorgesehen haben, die Verhandlungen 
über die Verlagerung von Betrieben nicht von den G e ­
meinden, sondern von den Oberpräsidenten geführt 
werden und der Oberpräsident sich die Entscheidung der 
Standortswahl vorbehält. Ferner können Einfluß auf die 
Verlagerungsdurchführung alle  jenen staatlichen und 
Parteistellen nehmen, die als Hauptbeschaffungsstellen in 
Frage kommen. Dieser Einfluß kann darauf abgestellt 
sein, a lle  jene G eb iete , die aus militärischen, w irtschaft­
lichen oder bevölkerungspolitischen Gründen eine Ä nde­
rung ihrer W irtschaftsstruktur erfahren müssen, durch die 
Hinleitung von Aufträgen zu beleben. Diese Entwick­
lung kann unterstützt werden, indem diese G eb iete gleich­
zeitig durch Senkung der Lastenabgaben und die G e ­
währung von günstigen Fracht- und Lohntarifen für die 
An laufze it ausgestattet werden. Andererseits müßte in 
Aussiedlungsgebieten eine Zuzugssperre für Betriebe, ein 
Verbot der Erweiterung der Produktionskapazität, das für 
die einzelnen W irtschaftsgruppen festzusetzen w äre , und 
schließlich eine Zuzugssperre für Arbeitskräfte ange­
ordnet werden. Für die Durchführung von Verlagerungen 
wären die Erfahrungen der Gewerbeaufsichtsäm ter sehr 
wertvo ll. Es ist jedoch festzustellen, daß  man sich dort 
noch viel zuwenig mit den grundsätzlichen Fragen der 
Industrieverlagerung vertraut gemacht hat. Auch haben 
die Treuhänder der Arbeit wichtige Aufgaben zu erfüllen, 
weil mit der Verlegung von Betrieben teilweise A rbeiter­
entlassungen verbunden sind, die in der Form der Um­
schulung oder zum Teil auch Umsiedlung gelöst werden 
müssen.

Schließ lich sei auch noch auf die Unterstützung der 
zuständigen Landesarbeitsäm ter hingewiesen, die sich bei 
der Durchführung von Verlagerungen und damit ver­
bundenen Neueinstellungen bereit erklärt haben, für die 
A n lau fze it der verlagerten Betriebe die bisherigen Unter­
stützungssätze w eiterzuzah len , und zw ar auch dann, 
wenn die Umschulung von Arbeitskräfte in Frage kam. 
Sie haben darüber hinaus dem Umschulungsträger, im 
allgem einen der G em einde, den eineinhalbfachen Unter­
stützungssatz pro Mann zur Finanzierung der Umschulung 
gezah lt sow ie , wenn dies möglich w a r, Umschulungs­
kräfte zu r Verfügung gestellt.
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Siedlung und Planung Stadtrat H. Schmidt,
A ltona

Siedlung und Planung, zwei unzertrennlich verbundene 
Begriffe für die Ordnung von Volk und Raum, von aus­
schlaggebender Bedeutung für die Erhaltung und Pflege 
der Stammeseigenschaften, der Gesundheit und Arbeits­
freudigkeit eines Volkes. Unverstand, Fehlleitung techni­
scher Forschungsergebnisse, Gewinnsucht und falsche 
Erziehung waren A n laß  zu dem Unglück menschlichen 
Geschehens, die uns die letzten Jahrzehnte gebracht 
haben und die den Hang zur revolutionierenden Neu­
gestaltung der Lebensverhältnisse in allen Ländern schon 
fast gewohnheitsmäßig in Form von herausfordernden 
Haßkundgebungen in zunehmendem M aße geschaffen 
haben. In Deutschland haben im Kampf um Sein oder 
Nichtsein die gesunden Kräfte eines rassisch noch wenig 
verflachten Volkes über M inderwertigkeit und falsche 
Führung obsiegen können, im Ausland stehen diese Aus­
einandersetzungen noch bevor, und die ersten Anzeichen 
in verschiedenen Ländern scheinen den Entscheidungs­
kampf der fieberkranken Völker einzuläuten.

Betrachten wir doch einmal den W erdegang der 
Völker, es ist ein ewiges Kommen und Gehen gewesen, 
Artenwicklung und Artverfa ll, und ein unbeugsames 
Naturgesetz überwacht mit unerbittlicher Strenge die 
Entwicklungsformen des organischen Lebens und ver­
nichtet, was in blinder Vermessenheit sich erheben will 
über gottgewolltes Geschehen. Die Sünde w ider das Blut 
hat die besten Rassen verwässert, das Erbgut zerstört und 
die geistige Entwicklung in Bahnen gelenkt, die ein 
Zurück nicht mehr gestatten.

Es kann kein größeres Unglück über ein Volk herein­
brechen, als wenn artfremdes Blut hineinströmt und mit 
der dadurch bedingten Verschiedenartigkeit in den Le­
bensauffassungen und fortschreitenden Rassenmischung 
die Energien und heroischen Anlagen des Volkes zer­
brechen, seine Fortpflanzung gehemmt und mit dem 
Schwinden des Lebenswillens und des Artbewußtseins 
allmählich sein sicherer Untergang herbeigeführt w ird. 
W ir in Deutschland haben den Gefahrenpunkt über­
wunden, eine Fülle von G esetzen, die die rassische 
W iedergeburt des deutschen Volkes zum Ziele haben, 
ist in Tätigkeit getreten, und es ist eine der Hauptauf­
gaben der Führung, durch sinnvolle Aufklärung die be­
ginnende Erkenntnis für die Lebensnotwendigkeit im Volke 
zu vertiefen. Einer der Hauptträger des Rassen- und 
Kulturproblems ist das deutsche Siedlungswerk.

Eine gesunde Bevölkerungspolitik muß ansetzen bei 
den Großstädten, denn sie sind die Träger der Seuchen, 
einer freudlosen Jugend, der Erwerbslosigkeit in schweren 
Zeiten. Nicht Schleifung der Städte ist unser Z ie l, das 
kann niemals ernsthaft erwogen werden, denn die großen 
Stapelplätze und Hauptkreuzungspunkte des W elt­
verkehrs werden zu allen Zeiten ihre Bedeutung behalten. 
Vorbedingung aber für eine ungestörte Tätigkeit ist die 
Schaffung eines Ausgleichs zwischen Arbeitskraft und 
Arbeitsmöglichkeit. Ist der nicht vorhanden, kann eine 
gedeihliche Entwicklung ihren W eg nicht finden. Eine 
der Hauptaufgaben ist damit gegeben, die Aussiedlung 
und Krisenfestmachung des Arbeiters und die Suche nach 
neuen Beschäftigungsmöglichkeiten. Sie können erst ge­
funden werden nach einer umfassenden Raumordnung, 
die in die W ege geleitet ist und alsbald mit äußerster 
Kraft vorangetrieben wird in Verbindung mit der N eu­
ordnung der Rohstoffwirtschaft, die die Hemmungen im 
W irtschaftsverkehr mit den Völkern der Erde uns auf­
zwingt.

Unterschätzen wir auch nicht, was eine Leistungssteige­

rung der Bodenwirtschaft durch Hunderttausende von 
Siedlerstellen bedeutet. Sie ist im Effekt eine wesentliche 
Ausbreitung der N ährbasis unseres Volkes und die Ge­
währ für Volksgesundheit und Volkswachstum.

Man lehrte Städtebau und Landesplanung. S t ä d t e ­
b a u  hieß Stadterweiterung, Landesplanung das Weich­
bild der Städte und die unmittelbar angrenzenden Teile 
der Landkreise für städtische Bebauung reif zu machen, 
ohne Rücksicht auf die Eigenarten der Landschaft und 
seiner Bewohner, streng nach den Schemen der alten 
Schule und den Forderungen einer zivilisierten W elt. Die 
Folge w ar maßloser Bodenwucher, völlig ungeregelte 
Bebauung, Heranziehung neuer Industrien, übersteigerte 
Ausweitung der städtischen G eschoßbauweise.

Die alten W ahrheiten werden nunmehr außer Kraft ge­
setzt und Verordnungen sind in Vorbereitung, die der 
Fortsetzung der städtischen W ohnsiedlung Formen gibt, 
die tragbar sind für die Z ie le , die w ir hinsichtlich der Be­
völkerungspolitik und Landschaftspflege verfolgen. Eine 
weitere Ausdehnung der Städte wird verhindert werden, 
sie ist auch aus wehrtechnischen Gründen undenkbar, und 
nach G eneralbebauungsplänen wird der Umbau der Stadt­
kerne, wenn nicht bereits in Angriff genommen, alsbald 
im Zuge der Altstadterneuerung und Auflockerung be­
gonnen werden. Eine Herabzonung der Geschoßbau­
bezirke wird dabei strengstens zu fordern sein.

Landgewinnungsarbeiten durch Anlandung an den 
Küsten des M eeres sowie durch Meliorationen sind ein 
hochwichtiger Teil der Planungsarbeit, da hierdurch eine 
teilweise Lösung der Raumfragen erzielt w ird . Wenn der 
10-Jahres-Plan an der schleswig-holsteinischen Westküste 
durchgeführt w ird , werden nach 10 Jahren 65 000 Morgen 
besten M arschbodens gewonnen sein, das bedeutet eine 
Neuschaffung von mehr als 1000 Erbhöfen und mehr als 
500 Siedlerstellen für Land- und Industriearbeiter. Bei 
den M eliorationen soll man mit äußerster Umsicht zu 
W erke gehen. Es ist nicht ratsam , grundsätzlich jedes 
M oor zu entwässern und der Bebauung oder dem Pflug 
zu übergeben. Das würde in vielen Fällen Nachteile für 
die angrenzenden Ländereien hervorrufen, deren Auswir­
kungen den erzielten Nutzen oft in Frage stellen würden. 
Nur nach eingehender Untersuchung der wasserwirt­
schaftlichen Verhältnisse, die für das Wachstum der 
Pflanzen und das Tierleben von ausschlaggebender Be­
deutung sind, können mit größter Sorgfalt notwendig 
oder zweckm äßig erscheinende Eingriffe vorgenommen 
werden. W asserw irtschaft und Forstwirtschaft stehen in 
engster Beziehung zueinander, es ist daher eine etwaige 
Einschränkung des W aldbestandes zum Zwecke der Sied­
lung nur dort angebracht, wo die G ew äh r besteht, daß 
auf weniger ertragreichen Böden mindestens die gleiche 
Fläche für Aufforstungszwecke zur Verfügung gestellt 
werden kann.

Es muß die Forderung erhoben w erden, daß mit dem 
Beginn der A rbeit nicht länger gewartet w ird. Unter 
Führung einer Hauptstelle muß die bezirkliche G liede­
rung, in ihren G renzen der w irtschaftsgebietlichen Ein­
teilung angepaßt, straff durchgeführt w erden, und charak­
tervolle einwandfreie Fachleute, die den heutigen Staat 
bejahen, müssen in den Bezirksverbänden, die Staat und 
Gem einden und G em eindeverbände mit ausreichenden 
Mitteln zu versehen haben, Führer sein. W enn diese 
Voraussetzungen erfüllt sind, w ird die Neuordnung des 
deutschen Lebensraumes den W eg  beschreiten, der uns 
als Künder einer neuen Lebensform vorschwebt.
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Aus dem Siedlungswerk deutscher Städte
Sonderschau der Technischen Tagung in Leipzig

O berreg ierungsrat M ackow sky, Leipzig

Leipzig

Vom Jahre 1925 bis zum Jah re  1933 hat sich d ie  Bevölkerung in der Umgebung der Stadt Le ipzig , im Bezirke d er Amtshauptmannschaft 
Leipzig, um 14 vH verm ehrt. D iese Tatsache kündigt e ine Stadt-Landbewegung an , d ie  von der Landesplanung in d ie  richtigen Bahnen 
gelenkt werden w ird . Für d ie  p lanm äßige  Aufsch ließung w a r d ie  Aufstellung e ines W irtschaftsp lanes, d er d ie  Nutzung der e inzelnen 
Flächen regeln so ll, u n e rläß lich . D er von d e r Landesplanung d er Kreishauptm annschaft Leipzig aufgestellte  Plan ze ig t d ie  Lage von 
28 Siedlungsgebieten in d er w eiteren  Umgebung a n , wodurch 1150 S ied lern  Eigenheim e geschaffen werden so llen . Bel d er Auswahl des 
Geländes mußte auf den zukünftigen Koh lenabbau , au f d ie  Erhaltung d er Erbhöfe, au f e ine zw eckm äßige Lage zu den Verkehrsbändern 
(Autobahnen, Eisenbahnen und Straßenbahnen) und au f den Anschluß an das Energieversorgungsnetz Rücksicht genommen w erden. 
Daneben galt es, d ie  neuen S iedlungen in d ie  vorhandenen G rünan lagen  einzubetten. In E inzelp länen ze ig t d ie  Landesplanung die 
einzelnen Vorstufen des F lächenaufte ilungsp lanes. Durch d ie  Einführung d er Genehm igungspflicht für Grundstücksteilungen und durch d ie  
Aufstellung von Bebauungsplänen ist es gelungen , d ie  w ild e  Siedlung bis auf ganz geringe Ausnahmen einzudämmen. Die Stadtgem einde 
Leipzig hat sich besonders d e r vorstädtischen K le insied lung  angenommen und an sechs im Außengebiet gelegenen S te llen , M ockau , 
Portitz, Stötteritz, M eusdorf, G roßzschocher-W indorf und Schönau rund 2000 S ied lerste llen  zum größten T e ile  bereits ausgebaut. Es 
gelangt ein Doppelhaus mit S ta llan b au  au f etw a 800—1000 qm Land zu r Ausführung. Besonders umfangreich ist d ie  Erwerbslosensiedlung 
Meusdorf im Süden von Le ip z ig , d ie  e ine Schule  und e ine K irche erhalten  und sich nach und nach zu einem selbständigen Dorfe 
entwickeln so ll. Die Ausstellung d er Stadtgem einde ze ig t M odelle  des S ied lerhauses und des Bebauungsplanes für d ie  Siedlung ln 
Stötteritz, den Bebauungsplan d er K leinsied lung  M eusdorf sow ie Aufnahmen aus dem Siedlungsgeb iet M ockau, d ie  ze ig en , daß  d ie  
Erwerbslosen keine A rb e it und Mühe gescheut haben , das ihnen zugew iesene Land sich durch d ie Anlegung von G ärten  nu tzbarzu  machen.



Braunschweig

An einem Stadtplane w ird  d ie  Lage der Siedlungen und d er zu san ierenden G eb tete  gezeig t. H ierbe i fa ll besonders d ie  irr'W esten 
der Stadt geplante Gem einschaftssiedlung Braunschweig-lehndorf au f, von der d ie  e inze lnen Typen in M odellen  ausgeste llt sind. Leider 
hat man sich noch nicht bis zum freistehenden Einfam ilienhaus durchringen können. Die Lagep lane  ze igen  ein d ichtbebautes Innen­
gebiet vor und nach der Sanierung. Es handelt sich hierbei hauptsächlich um d ie  Beseitigung der H interlandbebauung, an deren Stelle
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Höfe und Sp ie lp lä tze  geschaffen w erd en . Das Lichtb ild  des G eb ie te s  vo r d er Sanierung ze ig t d ie  Einwirkung d er dichten Bebauung 
im Innern der Bauflächen au f d ie  an den umgebenden Straßen gelegenen W ohnungen, d ie  unter m angelhafter Licht- und Luftzufuhr 
leiden. Enge und dunkle Höfe sind d as Ergebnis d e r nur au f speku lative  Ausnutzung des Grund und Bodens gerichteten Bauw eise In 
der Vorkriegszeit. D ie  Beseitigung so lcher E lendsvierte l ist e in e  d e r w ichtigsten A ufgaben des deutschen S iedlungswerkes. Das nach 
der Sanierung aufgenommene B ild  ze ig t den h ierdurch e rz ie lten  Erfolg In bevö lkerungspo litischer, wohntechnischer und städtebaulicher 
Beziehung.



Siedlungshäuser an d er W eißslraße 
in Freiburg i. Br. D ie Lichtbilder der 
Siedlungshäuser ze igen das Ein­
wachsen d er G eb äu de  in das Land­
schaftsbild. Durch die Erhaltung 
alten Baumbestandes kann diese 
Verbindung mit der Natur sehr ge­
fördert w erden
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Typ eines Siedlungshauses d er Stadt M önchen. Bei ihm ist besondere So rg fa lt auf d ie  M öglichkeit d er Entwicklung eines S ied lerhauses aus 
bescheidenen Anfängen bis zum V o llausbau  g e leg t. In v ie r  Ausbaustufen kann aus dem zunächst nur aus drei W ohnräumen mit v ie r  Betten 
bestehenden ersten Zustand sch ließ lich  ein aus sieben W ohnräum en und zw e i Kammern bestehendes Haus entw ickelt w erden , in dem sich 
elf Betten aufstellen lassen.

K LC iM S T W A U i

Maßstab 1 :200

Bautzen

Die Abbildung ze ig t einen Ausschnitt aus d er H errenteichsied lung  in Bautzen. D ie einzelnen H äuser sind mit G ärten  versehen , d ie  keine 
Einfriedigung haben. Dadurch ve rw ächst d ie  G esam tan lag e  sehr gut mit d er Um gebung, d ie städtebauliche W irkung ist fre ie r  und
ungezwungener.
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W ürzburg

Die Abbildungen ze igen Not- und Behelfswohnungen für sogenannte exm ittierte M ieter an d er Fau lenbergstraße  und e ine vorstadtische 
K leinsiedlung (Bild o b en ), d ie  sich durch d ie  G eschlossenheit Ihrer A n lag e  auszeichnet.
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Ludwigshafen am Rhein
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GEBÄUDE.

Die Tabelle gibt d ie  au f ein Haus entfa llenden  W ohnungen im Stadtgeb iet in den Jahren 1911 bis 1934 an . Es kamen Im Jah re  1911 au f ein 
Wohnhaus 4,10, im Jah re  1913 6,07, Im Ja h re  1932 1,27 und im Ja h re  1934 1,78 W ohnungen. Es ze ig t sich a lso  eine starke Verminderung der 
sogenannten Behausungsdichte.

Plauen im Vogtland

'e vorstädtische Kleinsiedlung im M ilmesgrund in 
ouen füllt eines der Tä le r aus, d ie  das Stadtgebiet 

durchsdtneiden Die Schönheit d er A n lage w a r so von 
Natur aus gegeben
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Die zwischen Hügeln eingebettete Stadt erfordert besondere Sorgfa lt bei der vorzunehm enden baulichen Ersch ließung. Die neuen Siedlungs­
gebiete liegen durchweg an den d ie Stadt umgebenden Hängen. S ie  können dadurch von d er Stadt sehr gut e ingesehen w erden, anderer­
seits w ird von den einzelnen Siedlungen aus der B lick  auf die bebaute Innenstadt erstrebenswert se in . Es genügt daher nicht a lle in  die 
Aufstellung von Bebauungsplänen, es müssen vielm ehr auch Vorschriften für d ie Anordnung d er H äuser an den e inzelnen Straßen erlassen 
w erden. Die Siedlung Vogelsang am Hang ze ig t sehr anschaulich den Unterschied der Bauweise im Z e ita lte r des Liberalism us und Kapitalismus 
und in der Je tztze it. Die auf der Höhe des Berges gelegenen W ohngebäude b ilden ein w irre s  D urcheinander, w ährend  d ie zuletzt errichteten 
W ohnhäuser in der sogenannten Kettenbauweise der Bewegung des G e länd es folgen und sich zu einem städtebaulichen Gesam tb ilde ordnen.

/
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Eigenleistung und Arbeitgeberleistung beim Heimstättenbau

Die Heimstättensiedlung hat ihren V orläufer in der so­
genannten vorstädtischen Kleinsiedlung der dritten Not­
verordnung zur Sicherung von W irtschaft und Finanzen 
und zur Bekämpfung politischer Ausschreitungen aus dem 
Jahre 1931- D'e Kleinsiedlung w ar eine auf den Augen­
blick abgestellte W ohlfahrtsm aßnahm e und dazu be­
stimmt, den politischen Druck aus der Arbeitslosigkeit zu 
mindern. Aus dieser Zielsetzung mußte sich zwangsläufig  
der jetzt in Erscheinung tretende M angel ergeben, daß 
auf die Sicherung der w irtschaftlichen Existenz der S ied­
ler nicht genügend Rücksicht genommen w ar. Die NSDAP 
hat von Anfang an darau f hingewiesen, daß  mit dieser 
Art Siedlung wohl politisch geblendet, niemals ab er der 
Arbeiter dem Volke w iedergewonnen und wirtschaftlich 
gefestigt werden könnte. Immerhin enthält die Verord­
nung einige wichtige und auch heute noch bedeutsame 
Bestimmungen: sie gibt dem Reichsarbeitsminister die Be­
fugnis zur Enteignung geeigneten Siedlungsgeländes 
gegen angemessene Entschädigung und befreit die K lein­
siedlung von allen Gebühren , Stem pelabgaben und 
Steuern des Reichs, der Länder und sonstigen öffentlichen 
Körperschaften.

Eine Regierung, die nicht mit Parlam entswahlperioden 
zu rechnen hat, braucht keine W ohlfahrtserwerbslosen­
siedlungen zur Erzielung politischer Augenblicksstimmun­
gen zu bauen, sondern kann ein Siedlungswerk größten 
Ausmaßes auf lange Sicht mit bevölkerungs- und fam ilien­
politischen, rassischen und erbbiologischen Gesichts­
punkten in Angriff nehmen. Mit der M achtübernahm e 
durch den Nationalsozialism us wurde deshalb die Er­
werbslosensiedlung als solche verlassen und zur W irt­
schaftssiedlung, Nebenerwerbssiedlung und schließlich 
zur Kleinsiedlung oder Heimstättensiedlung schlechthin 
übergegangen. Die Kleinsiedlung ist zu einer M aßnahm e 
geworden, die die w irtschaftliche Stärkung des deutschen 
Arbeiters durch Schaffung eines zusätzlichen Einkommens 
aus der Siedlerstelle durch G artenbau  und K leintier­
haltung fördert und seine Raumnot behebt. Sie dient dem 
bedeutsamen Ziele der Auflockerung der G roßstäd te und 
dicht besiedelten Industriebezirke, der Rückführung der 
Bevölkerung auf das Land und der W iederverw urzelung 
des schaffenden Menschen mit dem Heim atboden.

Angesiedelt sollen grundsätzlich a lle  ehrbaren minder­
bemittelten deutschen Volksgenossen, die ebenso w ie ihre 
Ehefrauen national zuverlässig , rassisch wertvoll und 
nachgewiesenermaßen erbgesund sind. Dabei sollen 
lebenstüchtige, regsame und w irtschaftlich kräftigere 
Volksgenossen vorzugsweise berücksichtigt werden , die 
nach Möglichkeit auch über etwas Eigengeld verfügen, 
damit sie an dem Gedeihen der Siedlung mehr Anteil 
nehmen.

Legt man eine Siedlung mit einem Bau- und Bodenwert 
von 5000 RM zugrunde, dann muß der S ied ler 1000 RM 
beibringen. Das ist die Eigenleistung, die von ihm ver­
langt wird und die bei einem kleineren Vorhaben ent­
sprechend geringer ist. Und zw a r sollte der Siedlungs­
willige in normalen Zeiten grundsätzlich die restlichen 
20 vH selbst beisteuern, und das ist auch möglich, w ie die 
Vorkriegszeit fast allgemein und manche G eb iete  Deutsch­
lands auch jetzt noch beweisen, wenn ein bodenständiger 
Mensch von Jugend auf das Ziel vor Augen hat, einmal 
ein eigenes Heim auf eigener Scholle zu besitzen. Da 
aber alle Volksgenosen durch den W eltkrieg  und die 
nachfolgenden Krisenjahre mehr oder minder durch A r­
beitslosigkeit und durch die allgem eine Steigerung der

Assessor W erner Küster
Reichsheimstättenamt Berlin

Lebenshaltungskosten betroffen wurden, konnte der A r­
beiter vie lfach an Sparen nicht denken. Eine unverant­
wortliche sogenannte „Aufklärung" durch die vergan­
genen Arbeiterparteien und Gew erkschaften, die dem 
Arbeiter einredeten, sein Lohn reiche nur gerade noch zur 
Befriedigung der notwendigsten Bedürfnisse hin und jedes 
Sparen sei bei den geringen zu erreichenden Spar- 
summen völlig zwecklos, verhinderte das Sparen häufig 
selbst da , wo es möglich w ar.

Da z. Zt. das Aufbringen dieses Betrages in Form eige­
ner Barmittel oder sonstiger Vermögenswerte z . B. des 
Siedlungsgrundstücks in vielen Fällen nicht möglich ist, 
werden andere W erte berücksichtigt. So können die im 
W ege der Selbst- oder N achbarh ilfe  geleisteten Arbeiten 
angerechnet werden. Außerdem kann die Eigenleistung 
durch Bereitstellung solcher Mittel gedeckt werden, die 
dem Siedler im Vertrauen auf seine persönliche Tüchtig­
keit von dritter Seite zu mäßigen Bedingungen ohne ding­
liche Sicherung oder gegen letztrangige Sicherung zur 
Verfügung gestellt werden. Auch nachrangige Restkauf­
gelder und Aufschließungskosten können angerechnet w er­
den, wenn Sicherheit geschaffen ist, daß sie langfristig 
abgetragen werden können. Das Erfordernis der Eigen­
leistung ist somit praktisch dahin abgeändert, daß  der 
Siedler die restlichen 20vH sich persönlich beschaffen 
muß. Es braucht sich jedoch nicht um eigene, bereits er­
sparte Mittel zu handeln, wenn auch eine echte Eigen­
leistung deshalb erwünscht ist, weil bei einer lOOprozen- 
tigen Fremdfinanzierung naturgemäß die Belastung des 
Siedlers zu hoch w ird, die % seines Einkommens und im 
allgemeinen 25 RM nicht übersteigen soll.

Die Förderung der Selbsthilfearbeiten ist eines der 
wesentlichsten Mittel, mit welchen die Industrie sowohl der 
Arbeitgeber als auch der Bauunternehmer die Heim­
stättensiedlung voranbringen können. Der Betriebsführer 
kann seinen Arbeitnehmern für die Bauzeit Urlaub ge­
w ähren , entweder in der Form, daß er die A rbeiter für 
kürzere Zeit unter Fortzahlung des Lohnes überhaupt be­
urlaubt oder ihnen einige Stunden am Tage freigibt und 
der A rbeiter dann diese Freizeit erforderlichenfalls später 
nacharbeitet.

Der Bauunternehmer kann die Selbsthilfearbeiten da­
durch fördern , daß er die S ied leranwärter die Boden­
arbeiten, W egebau und das Ausschachten u. a . ausführen 
läßt und sie während der Bauzeit als Handlanger in seine 
Kolonne einschaltet. Auch Innenarbeiten werden in vielen 
Fällen von dem Siedler selbst ausgeführt werden können, 
z. B. das Streichen der Fußböden, Türen und Fenster, 
W eißen der Decken, Tapezieren u. a . Soweit die Betriebe 
geeignet sind, könnte den Arbeitern auch gestattet w er­
den, in dem Betriebe während oder nach der Arbeitszeit 
unter Bereitstellung des erforderlichen M aterials nach 
ihren Fähigkeiten Gegenstände anzufertigen, die zum Bau 
des Siedlungshauses nötig sind, z. B. Schlosserarbeiten 

und dergl.
In erster Linie werden jedoch die Betriebsführer die A n­

siedlung ihrer Gefolgschaftsm itglieder dadurch fördern, 
daß  sie selbst die erforderlichen Mittel für die Spitzen­
finanzierung darlehnsweise zur Verfügung stellen. Ein 
großes W agnis dürfte im allgemeinen damit nicht ver­
bunden sein, da der Arbeitgeber selbst die G efo lgschafts­
mitglieder vorschlagen kann, von denen er auf Grund 
ihrer Tüchtigkeit in seinem Betriebe erwartet, daß  sie das 
Darlehen zurückzahlen. Außerdem  werden die S ied ler­
anw ärter und ihre Ehefrauen einer eingehenden Prüfung
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durch die Gauheimstättenämter unterzogen, fachlich ge­
schult und später entsprechend betreut, so d aß  Fehl­
schläge fast ausgeschlossen sind. Die Arbeitsgemeinschaft 
zur Förderung des Arbeiterwohnstättenbaues hat Muster­
verträge herausgegeben, die Bedingungen für derartige 
Darlehen enthalten und in denen insbesondere gew ähr­
leistet ist, daß die Siedlung dem W erk dann w ieder zur 
Verfügung gestellt w ird , wenn das Gefolgschaftsm itglied 
aus dem Betrieb ausscheidet, insbesondere wenn es frist­
los entlassen werden muß. Führt der Betriebsführer die 
einmal gewährten Darlehnsbeträge w ieder einem D ar­
lehensfonds für die Ansiedlung seiner A rbeiter zu, dann 
wird er für immer seine Gefo lgschaft in der erforderlichen 
W eise mit seinem W erk verbinden, und aus dem Prole-

Heimstättenbau

ln Sachsen fehlen 75 000, im ganzen Reich über 
1 200 000 Wohnungen. Es ist eine erschütternde Vor­
stellung, daß deutsche Volksgenossen heute ohne ein 
eigenes Heim leben müssen. Jede W ohnung, die heute 
gebaut wird, ganz gleich, ob als städtischer Neubau, als 
Reihenhaus oder als Siedlung, ist deshalb eine Entlastung 
und unbedingt zu begrüßen. Die Parole heißt zunächst: 
„W ohnungsbau". W ir müssen uns auch darüber klar 
sein, daß ein großer Teil der Menschen nach w ie vor 
an die Stadt geknüpft bleibt und nicht die Voraussetzun­
gen. eines ländlichen Lebens erfüllt. Dieses G rundsätz­
liche muß vorausgeschickt werden, wenn über die Heim­
stättensiedlung gesprochen werden soll.

Im ganzen Reich haben sich unter Führung des Reichs­
heimstättenamtes die maßgebenden O rganisationen, an 
ihrer Spitze der deutsche Gem eindetag und die Reichs­
gruppe Industrie, zu einer Arbeitsgemeinschaft zusam­
mengeschlossen. Damit ist der Anfang gemacht, der alle 
Kräfte vereinigt. Die deutsche Industrie betrachtet das 
Siedlungswerk als wichtigen Teil des inneren Aufbaues 
mit dem Ziel, den Arbeitskameraden neben dem Bauern 
bodenständig zu machen und ihm neben der Arbeits­
stätte in der Fabrik in der Siedlung eine Heimat zu 
schaffen. Die Arbeit wird in allen Teilen des Reiches in 
Angriff genommen werden. Die Reichsgruppe Industrie 
wird immer w ieder den einzelnen Betriebsführern den 
großen Gedanken der Siedlung vor Augen führen, denn 
„d ie  Kleinsiedlung ist", w ie Reichsstatthalter Mutsch­
mann gesagt hat, „d ie beste soziale Fürsorge, die ein 
Betriebsführer seiner Gefo lgschaft angedeihen lassen 
kann".

W ir sind uns klar, daß die Mittel dafür bei vielen Be­
trieben zur Zeit noch sehr knapp sind. Die Folgen der 
W irtschaftsnot sind noch lange nicht überwunden. Es gilt, 
die Schäden der Notzeit zu heilen, die Beschäftigung 
weiter zu sichern, die Arbeitslosigkeit endgültig zu be­
kämpfen, die Ausfuhr auszubauen. Trotz alledem  nehmen 
w ir jetzt die große Aufgabe des Heimstättenbaues in A n­
griff. Es kommt dabei auf a lle  und gerade auf den 
kleinen Unternehmer an. Eine große Fabrik, die sich in 
guter Lage befindet, mag ein umfangreiches Vorhaben 
beginnen. Entscheidend ist aber, daß  sich möglichst viele 
Betriebsführer zu dem großen G edanken bekennen und 
selbst den Anfang machen, so daß an allen Orten un­
seres Vaterlandes der Heimstättenbau in Angriff genom­
men wird. Die Lösung der Aufgabe wird naturgemäß 
ganz verschieden aussehen, je nachdem, ob die Siedlung 
in der Ebene oder im Hügelland liegt, ob sie von der 
Großstadt oder von einer Kleinstadt ausgeht. Die Zahl 
der Siedlungsbereiten wird auch zunächst nicht groß

tarier w ieder einen bodenständigen freien Mann machen.
Es geht dem Arbe iter heute nicht mehr, w ie in ver­

gangener Zeit, um sein Recht auf eine Arbeitslosenunter­
stützung, sondern um sein Recht auf Arbeit und sein Recht 
am deutschen Boden.

In einem M enschenalter sollen 4 Millionen Familien 
durch eine Siedlung ihren Anteil am deutschen Boden er­
halten, entsprechend der Forderung des Führers: „Haltet 
das Reich nie für gesichert, wenn es nicht auf Jahrhun­
derte hinaus jedem Sprossen unseres Volkes sein eigenes 
Stück Grund und Boden zu geben verm ag. Vergeßt nie, 
daß  das Recht, welches das heiligste ist, das Recht auf 
die Erde ist, die man selbst bebauen w ill — und das 
heiligste O pfer das Blut, das man für diese Erde vergießt."

Otto Sack,
Leiter d er B ezirksg ruppe Sachsen der Reichsgruppe Industrie

sein. A ber diejenigen, die beginnen, werden das Bei­
spiel für die Sied ler der kommenden Jahre bilden und 
deshalb bestimmt gerade der gute Anfang den entschei­
denden Erfolg.

Die Industrie ist mit der Stadt gewachsen, denn die 
Stadt w a r für die entstehende Industrie der große An­
ziehungspunkt. Hier fanden sich die Verkehrsmöglich­
keiten, die ersten Eisenbahnen, hier w ar die Wirtschafts­
zentrale mit Banken und den verschiedenen gewerbeför­
dernden Anstalten. H ier w ar schließlich auch der Absatz­
markt für viele Industrieerzeugnisse und ein sich immer 
neu ergänzender Arbeiterstamm. Die Industrie saß zu­
nächst am Rande der Städte. A ber bald wurde der erste 
Industriegürtel von der Stadt überwuchert und so sehen 
w ir in unseren großen Städten zw ei oder drei Jahresringe 
von Fabriken, die geschichtlich den Perioden von 1870, 
1900 usw. entsprechen. W ährend die Stadt sich aus­
dehnte, wuchsen die Fabriken in die Höhe. Der Raum­
mangel und die steigenden Bodenpreise zwangen zu 
mehrstöckigen Fabrikgebäuden. G le ichzeitig  aber ent­
standen daneben auch die gedrängten, hochgebauten 
Arbeiterwohnungen, die M ietskasernen, die Arbeiter­
viertel ohne Luft, Licht und Sonne.

Es ist erschütternd zu sehen, w ie noch im Laufe des 
letzten Jahrzehnts die K inderzahl auch bei unseren hoch­
wertigen Arbeitern gesunken ist. Das mag zum Teil eine 
Folge der Notzeit sein, aber nicht nur wirtschaftliche Er­
wägungen sind dabei ausschlaggebend, denn Kinder ent­
stehen nicht aus Verstand, sondern aus Gefühl, und Kin­
der bringen neue Kinder. Die Ursache liegt tiefer. Es 
machte keine Freude mehr, Kinder aufwachsen zu sehen, 
Kinder, die keinen Baum beim Nam en nennen können, 
keine Pflanze, kein T ier, die die Sagen und Märchen 
nicht fühlen, denen Geschichte nicht die große tr- 
innerung ihres Blutes ist. W ir müssen diese Entwicklung 
außerordentlich ernst nehmen. Ein kinderarmes ist ein 
freudearmes Geschlecht. Nachstehendes Zahlenmaterial 
stellt nur einen Teilausschnitt dar. Es sei ausdrücklich 
hervorgehoben, daß  die Ziffern sich lediglich auf Fach­
arbeiter beziehen, d aß  also kaufm ännische und tech­
nische Angestellte ausgeschlossen sind.

Danach beträgt die K inderzahl für den verheirateten 
Arbeiter in der Stadt im Mittel 0,9 Kinder, für den auf 
dem Lande wohnenden A rbeiter 1,2 Kinder. Die gün­
stigere K inderziffer für das Land bestätigt sich auch 
durch einen Vergleich der Unverheirateten. So waren 
21 vH der Stadtarbeiter unverheiratet, während die Ziffer 
auf dem Lande nur 14 vH betrug. Bei diesen Ziffern sind 
allerdings nur die im Fam ilienhaushalt lebenden Kinder 
gezählt worden. Ich habe deshalb auch die Kinderzahl
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nach dem A ltersaufbau ermittelt mit folgendem Ergebnis: 
Bei einem Vatersalter von 23 bis '30  Jahren liegt die 
Durchschnittskinderzahl übereinstimmend in Stadt und 
Land bei 0,9 Kindern, für die A ltersgruppen von 31— 40 
[jZW 41—50 Jahren beträgt sie in der Stadt 1,1, au f dem 
Lande 1,3 bzw. 1,4 Kinder. Bei den städtischen Arbeitern 
waren in der G ruppe zwischen 23 und 30 Jahren 40 vH 
der Ehen kinderlos, in der G ruppe 31— 40 Jahren 30 vH, 
darüber liegt die Zahl etwas unter 30 vH . Ich habe ver­
sucht, durch Rundfragen diese Ziffern nachzuprüfen, 
fürchte aber, daß sich für die G roßstäd te kaum gün­
stigere Durchschnittsergebnisse zeigen werden. Bei den 
Angestellten liegen die Zahlen wahrscheinlich noch w e­
sentlich schlechter.

Es ist dringend erforderlich , daß  a lle  Betriebsführer die 
Zahlen einmal durch ähnliche Erhebungen überprüfen. 
Die Tragik der Ziffern wird jedem die Notwendigkeit der 
Arbeitersiedlung stärker und überzeugender vor Augen 
führen als ein Vortrag es kann.

Nun spielt für die ganze Sied lungsaufgabe die M iet­
frage eine entscheidende Rolle. Beachtlich ist zunächst, 
daß von den untersuchten städtischen Arbeitern nur 1,8 vH 
ein eigenes Heim besitzen, während bei den ländlichen 
Arbeitern die Z iffer auf 25 vH steigt. Das sind jedoch 
keine Siedlungen, sondern entweder ererbter Besitz oder 
selbst errichtete Eigenwohnungen. Die Mieten betrugen 
im Durchschnitt für die gesamte Arbe iterzah l monatlich 
über 28 Mark. Die Aufteilung ergab , d aß  bei den auf 
dem Lande wohnenden Arbeitern die Miete unter 20 RM, 
bei in der Stadt wohnenden Arbeitern die Miete über 
30 RM lag. Allerdings muß man berücksichtigen, daß  für 
die auf dem Lande wohnenden Menschen noch die 
Kosten der Fahrt hinzugerechnet werden müssen, die 
allerdings den Unterschied der Mietkosten nur zum Teil 
ausgleichen. Auch geben die M ittelwerte der Mietkosten 
der Stadt nur ein Durchschnittsbild. Ein g roßer Te il der 
Arbeiter zahlt monatlich zwischen 30 und 40 RM Miete.

Wenn wir berücksichtigen, daß  der Heimstättenbau 
eine monatliche Tilgung von etwa 25 RM vorsieht, so läßt 
die Betrachtung die Hoffnung und die W ahrsche in lich­
keit naheliegen, daß für einen Teil der S ied ler eine er­
heblich schnellere Tilgung möglich ist, zumal ja auch 
durch den Bodenertrag der Siedlung eine weitere Ent­
lastung der Ausgaben eintritt. Es ist sehr w ichtig , daß  der 
Siedler in der Lage ist, schnell eigener Besitzer zu w er­
den, denn eine solche Entwicklung w ä re  für den Heim­
stättenbau von entscheidender Bedeutung.

Wir müssen uns ferner darüber k lar sein, daß  die S ied­
lung keine einfache Aufgabe ist. Sie verlangt zum min­
desten für die ersten Jahre harten Kam pf. Es ist eine 
Pioniertätigkeit, die den vollen Einsatz der Persönlichkeit 
erfordert. Aber w ir siedeln ja gerade, weil w ir M änner 
haben wollen, die sich ihr Eigentum erringen, weil w ir 
Familien haben wollen, die eingeschlossen sind in den 
großen Kreislauf der N atur. Die Siedlung soll die M en­
schen zum W achsen bringen, zur Entfaltung eigenen 
Menschentums. — W ir siedeln unsere Q ualitätsarbe iter, 
weil auch die Siedlung eine Höchstleistung ist.

Ich bin überzeugt, daß der Heimstättenbau nicht nur 
die vollkommenste Ausnutzung des Bodenertrages geben 
wird. W ir brauchen nur die Schrebergärten um unsere 
Städte, die bisherigen privaten Siedlungen zu betrachten, 
um zu sehen, daß hier —  je nach Eigenart des einzelnen 
~  Erstaunliches geleistet ist. Ich g laube, d aß  in ein­
zelnen Siedlungsgärten wahre Schmuckkästen entstehen 
werden. Darüber hinaus wird sich ab er auch durch die 
Kaufkraftveränderung des Siedlers immer w ieder neue 
Beschäftigung für die W irtschaft ergeben.

Das Ziel muß sein, den Siedler zum Eigentümer zu 
machen. Er muß die G ew ißheit haben, daß er durch 
Arbeit Eigentümer der Scholle w ird. W ir müssen unter 
allen Umständen verm eiden, daß  nach Jahrzehnten vie l­
leicht noch Kinder an übernommenen Lasten zu tilgen 
haben. Deshalb spielt der Bodenpreis eine entschei­
dende Rolle. Haus und Land muß eigener Besitz werden, 
w ir wollen —  wie der Führer gesagt hat —  helfen, die 
Burg des Arbeiters zu schaffen.

Die Mitwirkung des Siedlers ist eine wichtige Voraus­
setzung. Er bekommt kein schlüsselfertiges Haus über­
geben, sondern er hat an a ller Arbeit seinen Anteil ge­
habt. Ich sehe deshalb auch in dem Gedanken des Aus­
bauhauses eine bedeutungsvolle Lösung. Ich glaube, daß 
mancher Sied ler bereit sein w ird , sich zunächst zu be­
schränken, um dann —  je nach den geldlichen Möglich­
keiten und den besonderen Wünschen —  das Be­
stehende auszubauen, in dem einen Jah r den S ta ll, im 
nächsten Jahr ein Zimmer oder einen Ausbau des Dach­
geschosses. Unsere Arbeiter sind Käm pfer. W enn wir 
ihnen das Ziel des eigenen Heimes zeigen, werden sie 
Energien einsetzen, von denen w ir augenblicklich noch 
gar keine richtigen Vorstellungen haben.

Die Siedlung muß hochwertig gebaut sein, aber sie 
muß zum billigsten Preis erstellt werden. H ier liegt ein 
vollkommenes Seitenstück vor mit der Verbilligung des 
Kraftw agens, mit der Schaffung des Volksempfängers. 
Mit dem M assenabsatz ist dadurch eine Entwicklung ein­
geleitet worden, die nicht nur teilweise dem Industrie­
zweig neue Märkte erschloß, sondern die der gesamten 
Erzeugung auch in teueren Fabrikaten einen entschei­
denden Anstoß gab. Auch mit der Errichtung der S ied­
lung wird nur ein Anfang gemacht. Neue Menschen w er­
den aus der Stadt folgen und schließlich werden auch 
die wohlhabenderen Städter aufs Land gehen. Aus dem 
Anfang wird sich eine dauernde Beschäftigung für das 
Bauwesen ergeben, wenn die ersten Voraussetzungen 
richtig erkannt und befolgt sind. W ir sollten versuchen, 
die Häuser persönlicher zu gestalten. Ich bin mir dar­
über k lar, daß  solche Gedanken zunächst einmal zu­
rücktreten müssen, aber es lohnt die Mühe, sich den 
Kopf zu zerbrechen, inw ieweit sich unter Verwendung 
der gleichen Baustoffe eine größere Abwandlung der 
Häuserarten erreichen läßt.

W ir müssen schließlich für die Siedlung neue Ver­
kehrsbedingungen schaffen. W enn ein Mensch, um von 
seinem Arbeitsp latz zu seiner Heimstätte zu kommen, die 
Stadt kreuzen muß, so ist die Siedlung verfehlt. W ir 
müssen schnelle und billige Verkehrslinien einsetzen, um 
die Stadt mit dem Lande zu verbinden, um so mehr, als 
ja auch der notwendige niedrige Bodenpreis einen 
größeren Abstand von der Stadt bedingt. Außerdem 
wollen w ir mit der Siedlung keinen neuen Kreis um alte 
Städte legen, sondern sie, im Gegenteil, auflockern. Des­
halb ist es notwendig, sich vor Augen zu führen, welche 
Zeiten der Arbeitsmensch für An- und Abmarsch zur A r­
beitsstätte benötigt. Zunächst einen Überblick über die 
verwendeten Verkehrsmittel. Von den untersuchten Fach­
arbeitern gingen 52 vH zu Fuß, 24 vH benutzten das Fahr­
rad , 6 vH die Straßenbahn, 18 vH die Eisenbahn. Die 
letztere Zahl entspricht etwa dem Anteil der auf dem 
Lande wohnenden A rbeiter. Die Ziffern zeigen weiter, 
d aß  der städtische A rbeiter kaum Fahrkosten ausgibt, 
auch die Benutzung der Straßenbahn mit 6 vH ist ver­
hältnismäßig gering. Die in der Stadt wohnenden A r­
beiter benötigen für An- und Abm arsch 45 Minuten, die 
Zahl schwankt aber zwischen 8 Minuten und 160 Minuten. 
Sie liegt a lso , auch in Leipzig , bei G renzfä llen  schon über 
2i/ 2 Stunden. W enn man daher die A rbeiter, die in un­



mittelbarer Betriebsnähe wohnen, ausschließt, so er­
geben sich für die Stadt Durchschnittsziffern von etwa 

60 Minuten.
Für die auf dem Lande wohnenden Arbeiter sind die 

Zeiten erfaßt worden einschließlich der W artezeiten auf 
Bahnhöfen usw., also unter wesentlich ungünstigeren V er­
hältnissen. Ich habe sie weiter in zwei Gruppen em- 
geteilt: nämlich einmal An- und Abm arschzeit is
120 Minuten. Hier liegt der Durchschnitt bei 80 Minuten. 
Und eine zweite G ruppe, die zwischen zwei bis drei 
Stunden benötigt. Hier liegt der Durchschnitt bei 
150 Minuten. Beide Gruppen sind zahlenm äßig fast 
gleich und ergeben ein Mittel von 120 Minuten. Es gibt 
allerdings einzelne Arbeiter, welche noch mehr Zeit ver­
fahren, aber das sind Ausnahmen, bedingt durch beson­
dere Verhältnisse. Entscheidend ist, daß sich der V er­
kehr vom Land zur Stadt viel zu langsam abwickelt. 
W enn man die Fahrpläne der Vorortzüge betrachtet, so 
findet man Stundenleistungen von 30 km. Das sind Fahr­
zeiten, die an die früheste Geschichte der Eisenbahn er­
innern, die aber die Entstädterung bisher entscheidend 
gehemmt haben. Deshalb ist die Schaffung eines neuen 
Verkehrs bzw. der Einsatz unserer modernsten Verkehrs­
mittel die wichtigste Voraussetzung für den Heimstätten­
bau. W ir sehen, wie notwendig es ist, den Heimstätten­
bau im größeren Rahmen der Landesplanung zu be­

trachten.
Das W erk, das wir beginnen, ist nicht eine Aufgabe 

für 1936, 1937 und 1938, sondern für die kommenden

Jahrzehnte. Die Zahl der Sied ler wird zunächst klein 
sein, aber die ersten werden das Beispiel geben. Ver­
gessen w ir auch nicht, daß  die heranwachsende Jugend, 
die in den Kolonnen der Partei unser Vaterland durch­
quert hat, die im Arbeitsdienst für die Verbesserung der 
deutschen Scholle grub, die als Soldat im Dienste der 
W ehrm acht Deutschland kennenlernte, vergessen wir 
nicht, daß  diese Jugend nicht daran  denkt, ihr Leben in 
den Steinmauern der Städte zu verbringen, sondern daß 
sie einen noch viel größeren Strom nach dem Lande dar­

stellt.
Und noch ein anderes: Neben dem Arbeiter, unserem 

Arbeitskam eraden, steht die Arbeitsfrau, ihm ebenbürtig. 
Ihr müssen w ir die Voraussetzungen zur gleichen Lebens­
leistung geben. Sie braucht zw e ierle i: die Möglichkeit 
zum eigenen W irtschaften und die Freude, Kinder zu 
haben, soviel sie sich als deutsche Mutter wünscht. Denn 
in diesem beiden liegt das Unrecht, das die Stadt bisher 
der Frau antat.

Ich habe früher einmal gesagt, daß  sich von der Ar­
beit in der Fabrik eine gleiche Leistungslinie zur Sied­
lung abspielt, und daß  zwischen dem blühenden Birn­
baum in der Arbeitersiedlung und dem vollendeten 
Schmiedestück eine sehr starke feste Lebensbeziehung 
besteht. Es scheint mir, meine Kam eraden der Industrie, 
daß von unserem Einsatz, von unserer Unterstützung, eine 
andere feine Linie zurückgeht, nämlich von unserer 
Hilfe zu glücklichen, pausbäckigen Kindern unserer Ar­
beitskam eraden.

Die Finanzierung von Volkswohnungen M inisterialrat August Schmitt
Reichsarbeitsm inisterium  Berlin

Die Maßnahmen der Reichsregierung auf dem Gebiete 
des W ohnungsbaues zielten in den vergangenen Jahren 
immer mehr darauf ab , in erster Linie die Errichtung von 
Kleinwohnungen zu fördern, um die unter ungünstigen 
W ohnverhältnissen leidenden minderbemittelten Volks­
genossen aus dieser Lage zu befreien. Die Erkenntnis, 
daß die Großstadt mit ihren hohen, lichtlosen Miets­
kasernen, ihren ungesunden Kellerwohnungen und Not­
wohnungen leicht zu einem G rab  der Volkskraft werden 
könne, und der auch im besseren Teil der Stadtmenschen 
lebendig gebliebene Drang zur Scholle brachen dem 
Siedlungsgedanken und Siedlungswillen Bahn. Damit trat 
die Kleinsiedlung in den Mittelpunkt der staatlichen För­
derung des Wohnungsbaues. W enn sich auch die Schaf­
fung einer großen Zahl von Siedlerstellen wegen der 
Rückführung der Menschen auf eigenen Grund und zum 
Heim besonders segensreich ausgewirkt hat und daher 
auch für die Folge der tatkräftigen Unterstützung des 
Reichs bedarf, so reichen diese Anstrengungen allein 
nicht aus, um der dringendsten Wohnungsnot zu begeg­
nen. Einmal können die in wirtschaftlicher Hinsicht an 
den Kleinsiedler zu stellenden Anforderungen nur von 
einem begrenzten Teil der in Frage kommenden Familien 
erfüllt werden. Zum anderen wird die Errichtung von 
Kleinsiedlungen vielenorts durch den M a n g e l  an b illi­
gen und zur Siedlung geeigneten G elände erschwert. 
Auf Grund dieser Feststellungen und unter dem Eindruck 
einer weiteren Verschärfung der Wohnungsnot hat die 
Reichsregierung einen Versuch unternommen, neben der 
Kleinsiedlung mit einer zweiten Maßnahme des W o h­
nungsbaues an die werktätige Bevölkerung mit geringem 
Lohneinkommen heranzukommen. Zu diesem Zweck hat 
die Regierung vor kurzem von den auf Grund des G e ­
setzes zur Förderung des W ohnungsbaues vom 30. M ärz

d. J. aufkommenden Mitteln zunächst 35 Mill. RM zur 
Förderung des Baues billigster Mietwohnungen, soge­
nannter Volkswohnungen, nach den Gesichtspunkten der 
Reichs- und Landesplanung und unter Berücksichtigung 
des dringendsten W ohnungsbedarfs verteilt.

Dies zeigt sich auch in der geplanten Bauweise. Hier­
bei muß zunächst auf einen vielverbreiteten Irrtum auf­
merksam gemacht w erden. Er besteht darin, daß als 
G egensatz zur K l e i n s i e d l u n g  der Stockwerksbau 
angesprochen w ird . Das ist nicht richtig. Der Unterschied 
zwischen der Kleinsiedlung und dem übrigen Wohnungs­
bau besteht darin , daß  bei der Sied lerauswahl eine Reihe 
ganz bestimmter Forderungen an die Siedler gestellt 
werden, die vom Inhaber einer W ohnung nicht erfüllt 
werden können. G rundsätzlich  sind unter den Volks­
wohnungen billigste M ietwohnungen, vor allem in ein­
geschossiger, aber auch mehrgeschossiger Bauweise zu 
verstehen, die unter Verzicht auf jeden nicht unbedingt 
notwendigen A u f w a n d  die äußerste Beschränkung 
auch an W o h n r a u m  aufw eisen. Zum Ausgleich für 
den geringen W ohnraum  sollen sie ein Stück L a n d  oder 
G arten  erhalten. D aher soll in erster Linie der Flachbau 
gefördert werden . Dabei ist nach den gemachten Er­
fahrungen der Einbau einer Einliegerwohnung unbedenk­
lich und zur Verringerung der auf eine Wohnung ent­
fallenden Kosten zu em pfehlen. D a, wo das für eine 
Flachbauw eise geeignete G e län d e  nicht in ausreichen­
dem M aße zu beschaffen oder unverhältnism äßig t e u e r  
ist, ist auch die zweigeschossige und drei geschossige 
Bauweise zulässig . Damit kann den Gem einden, denen 
es an ausreichendem Bauland fehlt, ermöglicht werden, 
Baulücken zu schließen. A llerd ings muß auf ein Ent­
gegenkommen der Gem einden bei den Anliegerkosten 
zur Verbilligung der Mieten gerechnet werden. Doch



darf die grundsätzliche Zulassung der m e h rg e s c h o s s i­
gen Bauweise, im ganzen genommen, nicht zur über­
wiegenden Förderung des Stockwerksbaues führen. Für 
Geschoßwohnungen ist die Anordnung von drei W o h ­
nungen am Treppenhaus in jedem G eschoß zu em pfeh­
len weil damit die zw eckm äßige und w irtschaftlich trag­
bare Vergrößerung durch Zusammenlegung von drei 
Wohnungen in zwei ermöglicht w ird . Die D reispänner­
wohnung und die Einliegerwohnung werden die Beleih- 
barkeit begünstigen und vor allem in solchen Gebieten 
am Platze sein, wo zw a r im Augenblick ein starker W o h ­
nungsmangel herrscht, wo ab er wegen einer einseitigen 
Wirtschaftsstruktur oder wegen der Unübersichtlichkeit 
der Entwicklung mancher Industrien bei dem W ohnungs­
neubau eine gewisse Vorsicht angezeigt ist, um Fehl­
leitungen von Kapital zu verm eiden.

Mit Rücksicht auf die Volksgem einschaft, die bessere 
städtebauliche Gestaltung und die größere W irtschaft­
lichkeit sollen die Volkswohnungen möglichst nicht für 
sich allein in geschlossenen Bauanlagen , sondern in ge­
sunder Mischung mit Kleinsiedlungen und Eigenheimen in 
Form einer Gemeinschaftssiedlung errichtet w erden.

Die Höchstgrenze der Baukosten für eine Volkswoh­
nung ist grundsätzlich auf 3000 RM festgesetzt. In dieser 
Summe sind nicht enthalten: die Kosten für das G e lände 
und seine Aufschließung. Die niedrige Baukostengrenze 
hat lebhafte Einwände hervorgerufen, wenn auch alle  
Kenner der W o h n u n g s m a r k t -  und Einkommensver­
hältnisse die Beweggründe voll würdigen. Diese G ründe 
liegen darin, daß die Kreise, für die die W ohnungen in 
erster Linie bestimmt sind, nur eine geringe Miete zahlen 
können. Die Frage nach der tragbaren Miete ist ent­
scheidend bei jedem W ohnungsbau und seiner Finanzie­
rung. Man darf sicher sein, daß  auch das Reichsarbeits­
ministerium als die oberste Sozia lbehörde den schaffen­
den minderbemittelten Volksgenossen lieber ein etwas 
größeres und bequemeres Heim erstellen lassen möchte. 
Nach den Beobachtungen des W ohnungsm arktes sind 
die Zwei- und Dreiraumwohnungen mit Mieten von 15 
bis 20, höchstens 22 RM am meisten gefragt. Innerhalb 
dieser Grenzen muß sich auch die Miete für die Volks­
wohnungen halten. Daraus erhellt, daß  die Höchstgrenze 
der Baukosten nicht einmal in allen Fällen erreicht w er­
den darf.

Nun ist die G renze von 3000 RM nicht etwa theoreti­
schen Erwägungen entsprungen, sondern sie wurde 
durch die Erfahrungen, die inzwischen beim Bau von 
Behelfswohnungen gemacht worden sind, bestätigt. Es 
hat sich hierbei gezeigt daß sich für einen Betrag von 
3000 RM und darunter — ohne G eländekosten und A uf­
schließungskosten — durchaus gut gebaute, einfache 
Wohnungen errichten lassen. Legt man einen G rundriß  
mit 1 Wohnküche von 14 qm, 1 Elternschlafzim m er von 
10 qm, 1 Kinderschlafzimmer von 8  qm, 1 Vorraum  von 
2,8 qm, 1 Abort von 1,2 qm, zusammen 36 qm, zugrunde, 
gleich etwa 150 cbm umbauten Raumes, und einen Kubik­
meterpreis von 18 RM, dann ergibt sich eine Summe von 
2700 RM. Es bleiben für die Nebenkosten immerhin noch 
300 RM übrig. Darüber hinaus ist ein Ausgleich der Bau­
kosten bei ein und demselben Bauvorhaben möglich. 
Wenn z. B. bei Einrichtung von Einliegerwohnungen diese 
unter 3000 RM zu stehen kommen, so können die Kosten 
für die gleiche Anzahl W ohnungen im Erdgeschoß um 
denselben Betrag darüber liegen.

Es ist richtig, daß die Baukostensätze, die Bauweisen 
und die sonstigen Verhältnisse in Deutschland nicht 
überall gleichliegen. Aus diesem G runde ist eine A n ­
passungsmöglichkeit vorgesehen. Der Reichsarbeits- 
minister kann die Bewilligungsbehörde erm ächtigen, bei

besonders gelagerten Verhältnissen die Baukostengrenze 
auf 3500 RM heraufzusetzen. Diese Besonderheiten 
könnten z . B. in Geländeschw ierigkeiten oder im Klima 
liegen, die beide eine teurere Bauweise bedingen kön­
nen, dann in hohen Transportkosten und ähnl. mehr. 
Auch eine große K inderzahl verdient Berücksichtigung. 
Man wird sich zu einer Ausnahme dann leichter ent­
schließen können, wenn beim Vorliegen der sonstigen 
Voraussetzungen die Miete auch bei den höheren Bau­
kosten ein Fünftel des durchschnittlichen Bruttoeinkom­
mens der breiten Schichten nicht übersteigt. Unter 
a l l e n  U m s t ä n d e n  muß verm ieden werden, daß  die 
niedrige Baukostengrenze zu einer minderwertigen Aus­
führung führt.

Sofern die weitere Entwicklung zeigen würde, daß  die 
Absicht der Regierung nicht durchführbar w äre , müßte 
eine Nachprüfung der Kostengrenze erfolgen. Im übri­
gen muß abgew artet werden, ob nicht in einer Reihe 
von Gebieten mit einer besonders günstigen Konjunktur 
eine rückläufige Bewegung der Baukosten eintritt. Ist 
erst einmal der allerdringendste W ohnungsbedarf ge­
deckt und denen, die es am nötigsten haben, geholfen, 
dann mag die Frage nach einer Vergrößerung des 
W ohnraum es ohnehin berechtigt sein. Jedenfalls ist ein 
Schritt in dieser Richtung für a lle  Beteiligten leichter zu 
gehen als in der umgekehrten.

Mit Rücksicht auf den im wesentlichen sozialpolitischen 
Inhalt der M aßnahm e kommen als T räger nur die G e ­
meinden und gemeinnützigen Wohnungsunternehmen in 
Betracht. Das ergibt sich auch praktisch aus dem Zwang 
zur Niedrighaltung der Baukosten. Die Gem einden 
kennen zudem die Verhältnisse auf dem W ohnungsmarkt 
am besten und sind aus einer Reihe von kommunalpoli­
tischen Gründen stark an der Beschaffung billigen Wohn- 
raums interessiert. In der Regel werden die Gem einden 
durch die Hergabe geeigneten billigen Baulandes ein- 
springen und dadurch zur Verbilligung beitragen kön­
nen. Darüber hinaus wird ein Entgegenkommen in den 
Anliegerbeiträgen und den Nebenkosten erwartet. Die 
Reichsdarlehen werden grundsätzlich also lediglich den 
G e m e i n d e n  oder Gem eindeverbänden gew ährt; 
diese können sie nur an gemeinnützige Wohnungsunter­
nehmen weitergeben. Auch in diesem Falle bleiben die 
Gem einden dem Reiche gegenüber Schuldner. Diese 
Haftung zwingt die Gem einden zu einer besonders sorg­
fältigen Verwaltung der Mittel. Das Reich kann den G e ­
meinden gegenüber auf eine dingliche Sicherung ver­
zichten. W erden die Darlehen jedoch an gemeinnützige 
W ohnungsunternehmen weitergegeben, so sind sie zu­
gunsten der Gem einden dinglich so zu sichern, daß  sie 
mit höchstens 90 vH des Bau- und Bodenwertes aus- 
laufen. Die Darlehen werden je zur Hälfte bei Bau­
beginn und nach Fertigstellung ausgezahlt.

Die niedrige Baukostengrenze hat es aber auch er­
möglicht, die Gesam tfinanzierung auf eine w irtschaft­
liche G rund lage zu stellen. Es ist die Absicht der Reichs­
regierung, beim W ohnungsbau mehr und mehr von Sub­
ventionen abzukommen und zu seiner Finanzierung den 
freien Kapitalm arkt in immer größerem Umfange heran­
zuziehen. G enau w ie die Mittelbeschaffung bei der 
Kleinsiedlung im Laufe der Zeit immer stärker auf den 
Kapitalm arkt abgestellt worden ist, soll bei den Volks­
wohnungen die Beihilfe des Reichs nur die Spitzen­
finanzierung decken oder erleichtern. Das Reichsdar­
lehen wird daher als nachstellige (dritte) Hypothek ge­
geben, um die Lücke, die vom freien Kapitalm arkt aus 
noch nicht ausgefüllt werden kann, zu schließen. Das 
Reichsdarlehen beträgt für eine W ohnung bis zu 
1000 RM. Soweit es sich um die Unterbringung von 
kinderreichen Familien handelt, kann hierzu ein Zusatz-
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dariehen bis zu 300 RM treten, um die Miete zu verb.l- 
liqen. Die Darlehen sind mit 4 vH jährlich zu verzinsen. 
Es sind gegen diese Zinshöhe mehrfach Bedenken ge­
äußert worden, besonders soweit die W ohnungen der 
Beseitigung des eigentlichen Wohnungselends dienen 
sollen. Dabei muß jedoch berücksichtigt werden, daß  die 
Mittel zur Förderung der Volkswohnungen größtenteils 
aus der Hauszinssteueranleihe genommen werden, die 
das Reich seinerseits dem Hausbesitz ebenfalls mit 
4 vH verzinst. Auch kehrt hier der Grundsatz w ieder, 
den öffentlichen Unterstatzungen den Charakter von 
Geschenken zu nehmen. Es ist die Zinshöhe den V e r­
hältnissen des Kapitalm arktes anzupassen. W ährend je­
doch die Hauszinssteueranleihe wegen ihrer kürzeren 
Laufzeit mit 3,1 vH zu tilgen ist, beträgt der Tilgungssatz 
des Reichsdarlehens für die Volkswohnungen nur 1 vH . 
Das bedeutet immerhin ein wesentliches Entgegenkom­

men des Reichs.
Zur Beschaffung der weiter erforderlichen Mittel 

müssen alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden. Schon 
aus diesem Grunde müssen die Wohnungen zw ar ein­
fach in ihrer Anlage und Ausstattung, aber unbedingt 
solide in der Ausführung sein, so daß  sie nach den 
Grundsätzen der Realkreditinstitute beleihbar sind. 
Hemmungen, die sich immer noch bei der Beleihung 
der kleineren W ohneinheiten zeigen, müssen überwun­
den werden, da die M ieteingänge in diesen Wohnungen 
eher gewährleistet sind als in den größeren. Es kann 
daher damit gerechnet werden, daß die Beschaffung 
der I. und II. Hypotheken durch die Sparkassen, öffent­
lich-rechtlichen Versicherungsträger und ähnliche der 
öffentlichen Hand nahestehende G eldgeber, aber auch 
durch die Pfandbriefinstitute im allgemeinen auf keine 
großen Schwierigkeiten stößt. Soweit in dieser Hin­
sicht noch gewisse rechtliche Bedingungen bestanden 
und bestehen, hat das Reichsarbeitsministerium nichts 
unversucht gelassen, eine Erleichterung und Lockerung 
der Bestimmungen zu erreichen und wird seine Bemühun­
gen in dieser Richtung fortsetzen. Einmal haben sich 
die Aussichten zur Flüssigmachung der Mittel dadurch 
gebessert, daß der Herr Reichswirtschaftminister im 
April dieses Jahres den Pfandbriefinstituten den Verkauf 
von rd. 125 Millionen RM Pfandbriefen gestattet hat. 
Außerdem hat der Reichswirtschaftsminister neuerdings

die Vorschriften gelockert, die bisher die Sparkassen in 
der Hergabe von Hypotheken eingeengt haben, wodurch 
voraussichtlich der Ausfall etwas ausgeglichen wird, den 
die Anleihesperre bei den Versicherungsgesellschaften 
hervorgerufen hat. W e iter steht zu erwarten, daß in 
den Fällen , in denen die Gem einden hinsichtlich der Dar­
lehnsaufnahme Träger der M aßnahm e sind, die gleichen 
Erleichterungen bei den Vorschriften über die Gemeinde­
umschuldung eintreten w ie bei der Kleinsiedlung. So­
weit erforderlich , w ird für die zweite Hypothek eine Bürg­
schaft des Reichs nach den dafür allgemein geltenden 
Bestimmungen übernommen werden. Hinter der II. Hypo­
thek steht dann das Eigenkapital. Soweit die Gemein­
den selbst bauen, w ird es durch den W ert des Grund 
und Bodens eingebracht werden können. Bei den ge­
meinnützigen Wohnungsunternehmen wird entsprechend 
der Regelung bei den Reichsbürgschaften das Bau­
grundstück auch dann als Eigenkapital gelten können, 
wenn es mit einer langfristig zu tilgenden Restkaufschuld 
belastet ist.

W ie  schon jetzt feststeht, ist das Interesse an den 
Volkswohnungen auch in weiten Kreisen der Industrie 
recht stark, so daß  auch von dieser Seite eine Mithilfe 
bei der Finanzierung zu erwarten ist. Schließlich muß 
auch die Selbsthilfe, soweit es möglich und angängig ist, 
herangezogen w erden. Beim Bau der Not- und Behelfs­
wohnungen sind damit zum Teil recht gute Erfahrungen 
gemacht worden. Eine große Bedeutung hat die Selbst­
hilfe allerdings bei dieser M aßnahm e anscheinend auch 
deshalb nicht erlangt, weil Zweifel über die Zulässigkeit 
der W eiterzah lung der Arbeitslosenunterstützung be­
standen. Auch diese Hemmungen wird das Reichs­
arbeitsministerium zu überwinden versuchen, wenn es 
gilt, die etwa brachliegende Arbeitskraft auszunützen. 
So sind alle  Voraussetzungen geschaffen, um bei einem 
verständnisvollen Zusammenwirken a ller Beteiligten die 
von der Reichsregierung geplante M aßnahme verwirk­
lichen zu können. Ich richte daher an a lle ( die Gemein­
den, die Wohnungsunternehmen, die Geldgeber, an 
das Bauhandwerk, die Architekten und an alle übrigen 
Stellen, deren Unterstützung w ir brauchen, den dringen­
den Appell, helfen Sie mit, die M aßnahm e zu einem 
vollen Erfolg zu führen zum W ohle  der notleidenden 
Volksgenossen und unseres ganzen Volkes.

W i rtsch aftsu m sch a  u
Zem ent-Industrie
N ach einem Vorbericht über die Zement-Umfrage wird 
die Mitteilung verbreitet, daß bei einer Leistung von 
7 bis 8 Millionen t in den letzten Jahren wirtschaftlichen 
Hochstandes die Leistungsfähigkeit der W erke etwa 
nur zur Hälfte ausgenutzt wurde. Die geringe Ausnutzung 
der Leistungskraft bleibt beachtlich, zumal seit A u f­
hebung des Anlageverbotes Erweiterungen und N eu­
gründungen erfolgten. Diese Entwicklung kann nicht 
begrüßt werden, da G eld  in unwirtschaftlicher Form 
gezogen w ird . Die Außenseiterfrage besteht weiter fort, 
obgleich sie in letzter Zeit wegen des ständig wachsen­
den Absatzes an Schärfe verloren hat. Die Besserung 
der Lage in der Zement-Industrie zeigt sich weniger in 
den Gewinnen als vielmehr in den sprunghaft erhöhten 
Abschreibungen.

Holzm arkt
Ober die Lage des Holzmarktes für Ende August ist zu 
berichten, daß infolge der anhaltenden regen N ach­
frag e , vor allem nach kiefernen Tischlerhölzern, die

deutschen Sägew erke heute bereits Vorbereitungen 
treffen zum Ankauf von frischen Schneidehölzern, die 
während des W inters auf den Märkten zu Brettern ge­
schnitten werden soll. Versch iedene Schneidemühlen in 
Ostdeutschland lassen zur Zeit in Polen und Lettland 
größere Abschläge besichtigen. Es wurden auch be­
reits verschiedene Abschlüsse bekannt.
Der Laubholzmarkt ist nach w ie vor gut beschäftigt.

Grundstücksm arkt
Die Bedeutung der langfristigen G e ld an lage der großen 
Lebensversicherungsunternehmen für die Baufinanzie­
rung und die staatliche Anlagepolitik  erfährt seit jeher 
eine besondere W ürdigung in der Öffentlichkeit. Die 
unmittelbare A n lage im Grundbesitz nahm an der jähr­
lichen N euan lage bis zum Jah re  1931 mit etwa 4 vH 
teil und zeigte danach eine steigende Linie. Bereits 
im Jahre 1933 entfielen auf den Grundbesitz 9,4 vH, und 
die nunmehr fast vollständig vorliegenden Geschäftsbe­
richte der großen Lebensversicherungsgesellschaften für 
das Jah r 1934 zeigen deutlich einen weiteren verstärk­
ten A nreiz für eine Grundstücksanlage. In diesem Jahre
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haben die Gesellschaften zum Teil drei Fünftel bis zu 
einem Drittel des Gesam tbestandes an Grundstücken er­
worben. Es ist zu beachten, daß  diese Zunahme an 
Grundstücken nicht allein darau f zurückzuführen ist, daß 
in der Zwangsversteigerung diese erworben wurden, 
sondern das Ergebnis eines zie lbewußten Ankaufs. In 
allen Berichten wird gemeinsam die Vorteilhaftigkeit der 
Grundbesitzanlage betont, da die M ietrückstände er­
heblich niedriger als die Zinsrückstände im Hypotheken­
geschäft sind. Nicht ohne Einfluß für eine stärkere N ach­
frage nach der G rundbesitzan lage dürfte auch der Um­
stand gewesen sein, d aß  die Ertragsfähigkeit der Hypo­
theken und der W ertpap iere durch die Zinssenkungen ge­
ringer geworden ist, während die W irtschaftlichkeit der 
üblichen Hausarten durch den Z insabbau und die N eu­
regelung der Hauszinssteuer höher zu veranschlagen 
ist. Nicht zuletzt ist aber noch zu berücksichtigen, daß 
auch die Versicherungen mit Rücksicht auf d ie Sicherheit 
ihres Geldstockes eine gesunde Mischung ihrer lang­
fristigen Anlagen erstreben.

Nach „Wirtschaft und Statistik" wurden in 49 G roß- und 
Mittelstädten 13115 städtisch bebaute Grundstücke 
freiwillig veräußert; gegenüber dem V orjah r haben die 
Umsätze um 18,1 vH zugenommen. Die G rö ß e  der um­
gesetzten Fläche betrug 1934 14,7 M ill. qm und übertraf 
damit um 3,4 Mill. qm (=  rd. 30 vH) das Ergebnis von 
1933. Es entfiel durchschnittlich auf ein fre iw illig  ver­
äußertes städtisch bebautes Grundstück:

eine Fläche von mit einem Erlös von
1930 ................................ rd. 1020 qm rd. 38 100 RM
1931 .................................... 860 „  „  31 100 „
1932 .................................... 780 „  „  29800 „
1933 ...........................„  1020 „  „  31800 „
193 4 ..........................................1120 „  „  31 900 „

Die Förderung der Eigenheime und Kleinhaussiedlungen 
wirkte sich in einer weiteren Zunahme der freiw illigen 
Veräußerungen unbebauter Grundstücke aus. Insgesamt 
wurden 20 067 unbebaute Grundstücke freiw illig ver­
äußert, d. s. 17,2 vH mehr als im Vorjahr. Die Fläche 
der umgesetzten Grundstücke w ar mit 30,1 Mill. qm um 
rd. 18 vH größer als im Vorjahr,

Unter den Veräußerern und Erwerbern der gesamten 
Grundstücke standen —  wie auch in den früheren Jahren 
—  die im Inland wohnenden Einzelpersonen an erster 
Stelle. Der Fläche nach betrug ihr Anteil als Veräußerer
69,4 vH , als Erwerber 60,3 vH ; von Ausländern wurden 
0,7 (1933 0,9) vH der Fläche veräußert und 0,4 vH (wie 
im Vorjahr) erworben.

H ypothekenm arkt
W ie  die Fachgruppe Grundstücks- und Hypotheken­
m akler in der W irtschaftsgruppe Verm ittlergewerbe der 
Reichsgruppe Handel mitteilt, w a r auch im August am 
Geldm arkt eine gewisse Geldflüssigkeit zu beobachten. 
Neben den größeren Versicherungsunternehmen trat 
auch der größte Teil der Hypothekenbanken als G eldgeber 
auf. R.

Rechtsfragen
Wissenschaft und fre ie r Beruf bei Besteuerung

Die Ausübung des freien Berufes hängt mit dem 
wissenschaftlichen Ruf des Steuerpflichtigen wesentlich 
zusammen. Wenn ein A r c h i t e k t  sich, durch seine Be­
rufsausbildung veran laßt, wissenschaftlichen Forschungen 
zuwendet, so ist nicht bloß die Anwendung dieser neuen 
Erkenntnis im freien Beruf und deren Erweiterung durch 
Versuche im täglichen Betrieb ein wesentlicher Teil der 
Berufsausbildung. Vielmehr ist von dem N achw eis der 
wissenschaftlichen Richtigkeit seiner Forschungen und von 
diesen wieder wieder die G e w i n n e r z i e l u n g  aus 
der Ausübung des freien Berufes wesentlich abhängig . 
Die Forschertätigkeit hängt daher unmittelbar mit dem 
freien Beruf zusammen. Die Aufwendungen, die der 
Steuerpflichtige aus diesem Grunde macht, sind als Be­
triebsausgaben von den Einkünften aus dem freien Beruf 
absetzbar. Dies gilt selbstverständlich nicht, wenn die 
Forschertätigkeit auf einem ganz anderen G eb iet liegt, 
sich als Liebhaberei darstellt, ohne d aß  eine Verwendung

der Ergebnisse oder eine Verwertung bei dem Beruf 
ernstlich in Frage kommt (Reichsfinanzhof v. 23. 1. 35 
VI A  955/34).

Auch wenn der Angehörige eines freien Berufes eine 
L e h r t ä t i g k e i t  an einer Hochschule ausübt, um sich 
auf den Hochschullehrerberuf vorzubereiten, kann, w ie 
der Reichsfinanzhof ebenfalls ausgesprochen hat, zw i­
schen dem Hauptberuf —  auch bei Angestellten —  und 
der Lehrtätigkeit eine so nahe Beziehung bestehen, daß 
es sich um a b s e t z b a r e  B e t r i e b s a u s g a b e n  
handelt. In dem entschiedenen Falle ging der Reichs­
finanzhof davon aus, daß die Lehrtätigkeit den Steuer­
pflichtigen wissenschaftlich förderte und damit auch der 
Ausübung seine Hauptberufes dienlich w ar. Bemerkt sei, 
daß  in anderen Fällen die Kosten der Vorbereitung zu 
einem Beruf nicht abzugsfähige Aufwendungen für die per­
sönliche Lebenshaltung bilden (Reichsfinanzhof v. 16 .1 .35 
VI A  734/34). Dr. jur. et rer. pol. W  u t h

Lieferung übernimmt die Deutsche Bauzeitung, Abteilung Buchvertrieb, Berlin SW  19Neue Bücher
Ob e r  d i e  G r u n d l a g e n  d e s  a r c h i t e k t o n i ­
s c h e n  S c h a f f e n s .  Mit A rbeiten von Studierenden 
der Technischen Hochschule Karlsruhe aus den Jahren 
1930/34. Von Otto Ernst Schw eizer. 30 S. mit 96 A bb . 
Verlag Julius Hoffmann, Stuttgart. Pappband 10,50 
Reichsmark. (106)

Oie einzelnen Bildtafeln zeigen einerseits ausgeführte 
Bauten, Vorarbeiten und Entwürfe des Verfassers, and er­
seits Übungsarbeiten, die unter Leitung des Verfassers 
seit dem Jahre 1930 in den letzten H alb jahren der Bau­
kunst-Lehrzeit an der Technischen Hochschule in Karls­
ruhe bearbeitet worden sind. Ferner sind noch einige 
selbständige Entwürfe von Hochschülern w iedergegeben ,

bei denen die Aufgabenstellung auf den Lehrstuhl zurück­
zuführen ist. Den einzelnen Obungsaufgaben liegt das 
Bestreben zugrunde, den Blick auf die Zusammenhänge 
zwischen Arbeit, W ohnung, Erholung und Kultur zu len­
ken. Aus diesem Grunde sind Lagepläne gewählt w or­
den, welche die Entwicklung der einzelnen Gedanken 
ohne Bindungen an Zufälliges ermöglichen. Damit das 
W esentliche und Kennzeichnende eines Ertwurfsgedan- 
kens besonders deutlich w ird , wurde für die Erörterung 
von Aufgaben auf dem G eb iete des Wohnungswesens 
der gleichförm ige Zeilenbau zugrunde gelegt, der die 
Dichte der Bebauung bestimmt und im übrigen als dehn­
barer Bebauungsplan gedacht ist.



Den Bildtafeln hat der Verfasser zwei Aufsätze über 
Das W esen des Architektonischen" und „Erziehungs­

fragen" vorausgeschickt. Sie stellen sein künstlerisches 
Glaubensbekenntnis dar und laufen auf die Forderung 
hinaus, die Richtung des baukünstlerischen Schaffens und 
damit auch seine Vorbereitung, die Erziehung auf der 
Hochschule, auf das G an ze  einzustellen. „Z ie l der Bil­
dung und Erziehung muß sein, die Totalität und Universa­
lität des heutigen Zeitgeistes, der heutigen Zeitideen und 
der heutigen Zeitgesetze wenigstens in ihren wesent­
lichen Umrissen zu erfassen." (Der Verfasser bedient sich 
leider zahlreiche Fremdworte, die in ihrer Häufung in 
unserer deutschen Zeit als besonders störend empfunden 
werden und den G enuß des W erkes stark beeinträchti­
gen.) Die Verwirrung in der Baukunst führt der V er­
fasser außer auf den Mangel an gesellschaftsmäßigen 
und kulturlichen Bindungen, zu einem wesentlichen Teil 
auch auf die große Auswahl und die vielen M öglich­
keiten zurück, welche die neuzeitliche Technik an Bau­
stoffen und Bauweisen bietet. In einem weiteren Aufsatz 
über „Architektur und Technik" sieht er das Hochziel in 
einem „System elastischer Disposition der Architektur", 
das am besten mit Hilfe des Eisenbetons (G erippebau­
weise) verwirklicht werden kann. G ut-

J u g e n d s t i l .  Ein Beitrag zu Theorie und Geschichte
der Flächenkunst. Von Fritz Schm alenbach. Verlag
Konrad Triltsch, W ürzburg . (60)

Die Schrift behandelt das W esen des Jugendstils, sein 
kurzes geschichtliches Schicksal und die hervorragend­
sten Künstler, die ihm zugehören.
Das W esen des Stils wird gesehen in den Grundsätzen 
der „Schattenlosigkeit" und der „lang  geschwungenen 
Bewegung", soweit es sich um die Leistungen reiner 
Flächenkunst handelt. Das stets fläch ig , nie plastisch be­
handelte Ornament entwickelt sich nicht ohne Einfluß 
japanischer und englischer Muster. Das geschichtliche 
Schicksal dieses sonderbaren Stils rollt ab  innerhalb 
eines einzigen Jahrzehnts, nämlich von 1893 bis 1903. 
Man kann ihn festlegen als Beginn einer gegen den 
Historismus und die Stilwiederholungen des 19. Jah r­
hunderts gerichteten Auflehnung, zugleich aber kann man 
in ihm das Ende einer Epoche sehen, die künstlerisch 
schon früher entwurzelt w ar. Die in München 1895 ge­
gründete „Jugend" leiht der Bewegung den N am en; ihr 
geistesverwandt ist die „sezessionistische Kunst" der 
Österreicher. „D as Reich der Häßlichkeit" begann. Es 
erreicht seinen Höhepunkt um 1900 „mit den symbolischen 
Nudeln der neuen industriellen Kunst". Das W erk  bildet 
einen Beitrag für die künstlerische Verfassung der Zeit 
„um 1900" ein Stückchen Krankheits- und Krisen­
geschichte der deutschen Kultur, die in abgelegenen Pro­
vinzen vielleicht immer noch nicht ganz ausgeheilt ist. 
Trotzdem: Der Jugendstil ist tot. Er ist damit bereits zum 
Gegenstand historischer Untersuchung geworden.

Dr. G rantz

D e r  H a u s -  u n d  S i e d I e r g a r t e n i n  d e n  
z w ö l f  M o n a t e n .  Paul Kache, Staatl. G arten­
direktor in Potsdam-Sanssouci, Doz. a . d. Landwirt­
schaft!. Hochschule Berlin. Mit 180 Abb. Rembrandt- 
Verlag  G . m. b. H., Berlin. L. 6,80 RM. (85)

Es ist für den Architekten ohne Zweifel nützlich und bei 
bestimmten Aufgaben notwendig, daß er sich mit den 
Ausgestaltungsmöglichkeiten des Siedler- und Haus­
gartens vertraut macht. Das vorliegende Buch ist für 
solche Fälle sehr aufschlußreich. Seine G liederung in 
Blumengarten, Gem üsegarten und Obstgarten ermöglicht 
gute Übersicht. Die weitere Einteilung jedes dieser

großen Abschnitte nach den zw ö lf Monaten setzt diese 
Übersichtlichkeit fort bezüglich der Feststeilmöglichkeit, 
welche Blumenarten in einer bestimmten Jahreszeit an­
gepflanzt werden müssen oder zur Blüte gelangen, über 
die Kenntnisse hinaus, die das Buch dem Architekten ver­
mittelt, gibt es aber auch dem Siedler aufschlußreiche 
Fingerzeige, w ie er die pflanzlichen Bestände seines 
G artens w eiter zu pflegen hat, aber auch welche Mög­
lichkeiten für eine weitere Ausgestaltung bestehen. In 
diesem Zusammenhang sind insbesondere die Erwähnung 
der erforderlichen G erä te  sowie die Beschreibung von 
Hilfsmitteln von W ert. Von der Ausgestaltung eines 
G artens, der nur zur Z ierde gereichen soll, über den 
G arten , der dem Bewohner auch zusätzliche Nahrung 
(Gemüse) geben soll bis zum Obstgarten, der in seiner 
übersteigerten Form w ieder zum Ziergarten werden kann, 
zeigt das Buch alle  Möglichkeiten der Gartengestaltung 
auf. Böckler.

D ie  N e u e  S t a d t  von Dr. A . Hugenberg. Verlag 
Scherl, Berlin SW . (115)

Daß ein dem G eb iete des Städtebaues Fernstehender 
sich mit den Fragen des Umbaues der Großstadt be­
faßt, ist an sich recht erfreulich . Das Beispiel verdient 
Nachahmung. O b es fruchtbringend ist, wenn der Ein­
zelne seine Ansichten über das kommende Stadtbild in 
Buchform der Ö ffentlichkeit vorlegt, darüber läßt sich 
geteilter Meinung sein. W e r es tut, muß auf entspre­
chende Kritik gefaßt sein, und diese Kritik ist um so mehr 
berechtigt, je gewichtiger der Nam e dessen ist, der 
seine Ansichten der Ö ffentlichkeit unterbreitet.

Ich schicke diese kurzen Hinweise voraus, weil ich mich 
keineswegs mit dem Inhalt des Buches einverstanden er­
klären kann. Der Rahmen einer Buchbesprechung im 
üblichen Sinne würde weit überschritten, wollte ich mich 
hier an den Inhalt der einzelnen Kapitel anlehnen. Ich 
begnüge mich mit dem Hervorheben des Grundgedan­
kens, der den Verfasser leitete, die Wirtschaftlichkeit, 
oder, wenn w ir so w ollen , eine Umgestaltung der Miet­
kasernenviertel unter besonderer Berücksichtigung der 
„M öglichkeiten einer Verw irklichung". An die Stelle der 
fünfgeschossigen M ietkaserne soll der vielgeschossige 
Bau treten, der Flächen fre ig ibt zur Einstreuung vom 
„G rün  im Stadtbild".

W ir wollen das Schwergew icht kommender Umstellung 
keineswegs auf W irtschaftlichkeit allein verlegt wissen, 
und w ir müssen im voraus den G edanken einer „Sanie­
rung" ablehnen, die sich auf der Erhaltung einer be­
stimmten Bodenrente zuvörderst aufbaut.

Ich hüte mich vor einer grundsätzlichen Ablehnung des 
Hochhauses. A ls Schlüssel zur Lösung der Großstadt­
frag e ist es unbrauchbar, und seine Bedeutung wird vom 
Verfasser ungeheuer überschätzt. Das Hochhaus im Zu­
sammenhang mit dem „dinglichen W ohnrecht" (dem 
Stockwerkseigentum) zu nennen, heißt dem letztge­
nannten den Todesstoß versetzen. W ir wünschen keine 
Nachahm ung des Stockwerkseigentum nach amerikani­
schem Muster. W enn ich mich recht erinnere, tritt dort 
beim Hochhaus das Stockwerkseigentum nur in die Er­
scheinung, wo es galt, das Kap ital des kleinen Mannes 
zum Bau von Hochhäusern zusammenzubringen. (Ich 
verw eise in diesem Zusammenhang auf die Bevölkerungs­
entwicklung von USA.)

Bücher vom Bauen müssen, sollen sie aufbauend wirken, 
soziologische Gesichtspunkte in erster Linie berücksich­
tigen. Mit dem Zeichen der W irtschaftlichkeit sind alle 
G roßstädte der Erde innerhalb der letzten achtzig Jahre 
zur G enüge gekennzeichnet worden. Die Fehlrechnung 
offenbart sich heute. W ilhelm  Heilig.
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